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Drack von Friedrich Jasper in Wien. 



Die nachstehenden Ausfuhrungen enthalten, 
mit geringen Aenderungen und Ergänzungen, einen 
Abdruck des im Hefte 4/5 des IV. Jahrganges der 
Zeitschrift für Socialwissenschaft unter demselben 
Titel vom Verfasser veröflFentlichten Aufsatzes. Die 
besondere Herausgabe erfolgt aus dem Grunde, weil 
die hier besprochenen Erscheinungen geeignet sein 
könnten, auch das Interesse weiterer Kreise zu 
erregen. 

Wien, im October 1901. 
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Im achten Bande der »Zeitschrift für Volks- 
wirthschaft, Socialpolitik und Verwaltung« hat Pro- 
fessor Eugen von Philippovich einen sehr inter- 
essanten Essay über die »Organisation der Berufs- 
interessen« veröflfentlicht, in welchem die überall 
hervortretende Tendenz unserer Zeit zur Organisirung, 
zunächst ftir das Gebiet der wirthschaftlichen In- 
teressen, charakterisirt und eine Uebersicht der 
mannigfaltigen, auf diesem Gebiete sich geltend 
machenden, hieher gehörigen Bestrebungen gegeben 
wird. 

Das Bild, welches Philippovich vor unseren 
Augen vorbeiziehen lässt, ist mit Bticksicht auf 
die in lebhaftester Entwicklung befindlichen Or- 
ganisationsbestrebungen unserer Tage selbstverständ- 
lich ein sehr reichhaltiges. Alle die zahlreichen 
genossenschaftlichen Verbindungen und organisirten 
Vertretungen, welche auf den Gebieten der ür- 
production, namentlich der Landwirthschaft, ferner 
des Gewerbes und der Grossindustrie, sowie endlich 
des Handels und der Transport- und Versicherungs- 
unternehmungen in unseren Zeiten entstanden sind, 
finden hier ihre Stelle. Dennoch aber ist das ent- 
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worfene Bild, sofern in demselben eine vollständige 
Uebersieht der auf dem wirthschaftliehen Gebiete 
sich geltend machenden Organisationstendenzen 
gesucht würde, ein unvollständiges, denn es um- 
fasst nur eine Gattung wirthschaftlicher Organi- 
sation, während es die zweite, wohl eben so wichtige, 
wenn auch nach aussen hin nicht so auffällig 
hervortretende Gattung principiell und vom Stand- 
punkte des Verfassers wohl auch nicht ohne Grund 
ausser Betracht lässt. Die vorstehende Behauptung 
bedarf selbstverständlich einer eingehenden Becht- 
fertigung. 

In meiner im Jahre 1897 erschienenen Schrift: 
»Bechtsgeschäfte der wirthschaftliehen Organisation« 
habe ich in der Zusammenfassung (S. 81 flf.) den 
Versuch gemacht, die verschiedenen Pormeij dieser 
Organisationen, wie sie sich an der Hand der den- 
selben zu Grunde liegenden Bechtsgeschäfte mir 
darstellten, zu charakterisiren. Es sei mir gestattet, 
zum besseren Verständnisse aus den betreffenden 
Ausführungen einige Sätze hier anzuführen. 

»Eine und zwar eine sehr wichtige Form dieser 
Organisationen« — sagte ich dort — »ist die 
Verbindung selbstständiger Subjecte zur Erreichung 
eines wirthschaftliehen Zweckes. Es handelt sich 
dabei um eine Vereinigung von im Wesentlichen 
gleichberechtigten Subjecten, um eine Neben-, nicht 
um eine Unterordnung. Die typische Vertragsform 
für diese Art der Organisation ist die societas.« 

»Eine zweite Hauptform der erwähnten Organi- 
sationen ist die Vertretung des Subjectes der Wirth- 
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Schaft durch eine andere Person ... in dem Sinne, 
dass für dieses Subject und mit Wirkung für das- 
selbe ein Anderer in rechtlicher Beziehung handelnd 
Jiuftritt. Diese Form der Organisation stellt sich 
gegenüber dritten ausserhalb der Organisation ste- 
henden Personen als Vollmacht oder als gesetzliche 
Vertretung dar; nach innen, also im Verhältnisse 
zwischen dem Vertretenen und dem Vertreter . . . 
kann sie auf verschiedenen Rechtsverhältnissen be- 
ruhen, für welche aber das Wesen und die Grund- 
sätze des Mandates typisch sind.« 

»Eine dritte Hauptform der gedachten Organi- 
sationen endlich ist die organische Ergänzung des 
Subjectes der Wirthschaft durch demselben unter- 
geordnete Hilfskräfte. Das Hauptgewicht liegt hier 
auf den Merkmalen der organischen Ergänzung 
und der Unterordnung, denn unter diese Kategorie 
gehört durchaus nicht etwa jede Heranziehung der 
Arbeit anderer Personen seitens des Subjectes der 
Wirthschaft Im Gegentheile, der Arbeitsvertrag, 
die locatio conductio operis und operarum, der 
Dienst- und der Werkvertrag sind als solche ihrem 
Wesen nach Güteraustauschverträge und haben mit 
den Organisationsverträgen nichts gemein. Hier 
handelt es sich dagegen um den organischen 
Arbeitsvertrag, dessen Typus der sogenannte Be- 
amtenvertrag ist.« 

Von den soeben aufgeführten drei Formen der 
wirthschaftlichen Organisationen bleibt forden Zweck 
der gegenwärtigen Erörterung die zweite, nämlich 
die rechtliche Vertretung des Subjectes der Wirth- 
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Schaft durch eine andere Person, ausser Betracht. 
Der Zweck und die Wirkung dieser Organisations- 
form liegt zunächst nicht auf dem volkswirthschaft- 
lichen, sondern auf juristischem Gebiete. Es handelt 
sich nämlich bei derselben in erster Linie nicht 
um die bessere Verwendung und Steigerung der 
Wirksamkeit wirthschaftlicher Kräfte, sondern um 
die Schaffung von Organen zur Ermöglichung, be- 
ziehungsweise Beförderung der rechtlichen Hand- 
lungsfähigkeit des Subjectes der Wirthschaft. Die 
nothwendigen Organisationsformen zur Bewirkung 
der juristischen Vertretung physischer und nicht 
physischer Personen verfolgen in erster Reihe 
nicht den Zweck der Erzielung höherer Erfolge 
auf dem Gebiete der Wirthschaft und können 
daher für die hier aufgeworfene Frage unberück- 
sichtigt bleiben. 

Um so viel wichtiger sind aber für unsere 
Betrachtung die beiden anderen früher erwähnten 
Organisationsformen, nämlich jene, welchen einer- 
seits eine Verbindung wesentlich gleichberech- 
tigter Glieder, andererseits eine Unterordnung^ 
zu Grunde liegt. Es tritt uns hier speciell auf dem 
Gebiete der Wirthschaft jener Gegensatz vor Augen, 
welcher für das gesammte Eechtsgebiet, und daher 
ganz allgemein, bereits zu wiederholten Malen den 
Gegenstand sehr eingehender und in ihren Resul- 
taten wohl bereits ziemlich abschliessender Unter- 
suchungen gebildet hat, und welcher die wirth- 
schaftlichen Kämpfe unserer Zeit vielfach beherrscht 
und wohl noch lange beherrschen wird. 
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Professor Otto Gierke, der sicherlich das Haupt- 
verdienst an der endlichen Aufklärung dieser Jahr- 
hunderte alten, schwierigen, das gesammte Eechts- 
leben durchdringenden Frage für sich in Anspruch 
nehmen darf, weist in seinem deutschen Privat- 
rechte (Bd. 1, § 58) darauf hin, wie bereits im 
älteren deutschen Rechte die genossenschaft- 
lichen und herrschaftlichen Verbände einander 
gegenüberstanden. Bei den ersteren, zu welchen 
Sippen, Gaugenossenschaften, Gemeinden, Gilden 
gehören, »galt als Subject der Gemeinschaftssphäre 
die Gesammtheit der Genossen in ihrer wirk- 
lichen oder gedachten Versammlung, wie sich diese 
den Sinnen als ein einheitlich handelndes und doch 
zugleich vielköpfiges VSTesen darstellte«. In den 
letzteren, unter welchen Gefolgschaften, Lehens-, 
Dienst- und Hofverbände als Beispiele angeführt 
werden, »erschien als Subject der Verbandsphäre 
der Herr in seiner sinnlichen Erscheinung, ohne 
Unterscheidung seiner Stellung als Haupt eines 
Ganzen und als Individuum, Träger einer Ver- 
bandseinheit und Einzelner zugleich.« 

Wie Gierke in seinen grundlegenden Unter- 
suchungen gezeigt hat, lässt sich dieser Gegensatz 
in der weiteren Eechtsentwicklung bis auf unsere 
Zeit stets verfolgen, und zwar ebensowohl hinsicht- 
lich jener Verbände, welche mit der fortschreitenden 
Ausbildung des Eechtes för sich selbst das Recht 
der Persönlichkeit erworben haben und zu selbst- 
ständigen Rechtssubjecten geworden sind, und 
welche unter dem Einflüsse jenes Gegensatzes sich 
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in Körperschaften und Anstalten scheiden, als auch 
hinsichtlich jener Verbände, welchen der Charakter 
von ßechtssubjecten durch das objective Becht nicht 
zuerkannt wird, und welche nach demselben Ge- 
gensatze — unter Anwendung der von Gierke 
(a. a. 0. § 79) hiefür gebrauchten Terminologie — 
in Gemeinschaften zur gesammten Hand und 
in solche kraft herrschaftlicher Gewalt sich 
theilen. Für unsere Zwecke ist nun die Frage der 
Rechtssubjectivität der einzelnen Verbände, also 
ihrer juristischen Persönlichkeit, so wichtig diese 
Frage auch für das ßechtsgebiet ist, ohne weitere 
Bedeutung, da die volkswirthschaftlichen Wirkungen 
dieser Verbände im Ganzen und Grossen von der 
etwaigen juristischen Persönlichkeit derselben unab- 
hängig sind, die betreffenden Grenzen in den ver^ 
schiedenen Gesetzgebungen auch nicht gleichmässig 
gezogen und noch weniger unveränderhch sind und 
übrigens die Erfahrung zeigt, dass in Betreff dieser 
juristischen Formen, wie beispielsweise in den 
Vereinigten Staaten Nordamerikas zwischen Cartellen 
und Trusts einerseits und Corporationen, namentlich 
Actiengesellschaften, andererseits je nach den Be- 
dürfnissen des Augenblicks ein fortwährender Wandel 
stattfindet, ohne dass dadurch das wirthschaftliche 
Wesen der Sache irgendwie moditicirt würde. 

Es würde die Aufgabe der gegenwärtigen 
Erörterungen überschreiten, nach dem Vorausge" 
schickten noch weitere Untersuchungen darüber 
anzustellen, wie die Rechtswissenschaft den erwähnten 
Gegensatz zwischen Genossenschafts- und Herr- 
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Schaftsorganisationen bisher behandelt, beziehungs- 
weise sieh mit demselben abgefunden hat. Die 
Ausführungen Gierke's enthalten darüber mehr als 
ausreichende Aufklärung. Nur darauf mag ver- 
wiesen werden, dass es dieser Gegensatz ist, welcher 
in der naturrechtlichen Doktrin zu der Unterschei- 
dung zwischen »societates aequales« und »inae- 
quales« den Anlass gegeben hat. Und ausserdem 
erscheint es mir zweckentsprechend, an die un- 
gewöhnlich geistreiche Art zu erinnern, in welcher 
Professor Bernatzik in seinen kritischen Studien 
über den Begriflf der juristischen Person (Archiv 
für öflfentliches Eecht, Bd. 5, S. 225 flf.) diesen 
Gegensatz zur Darstellung bringt, indem er unter 
Anwendung der bekannten Stahrschen Antithese: 
»Nicht Majorität sondern Autorität«, und unter 
Vorzugs weiser Bezugnahme auf die Eechtsnormen, 
welche die Willensbildung im Verbände bezwecken, 
zwischen Majoritätsverbänden und Autoritäts^ 
verbänden unterscheidet, und das Unterscheidungs- 
merkmal dahin präcisirt, dass bei den letzteren der 
Wille des Verbandes nicht durch die Mehrzahl 
der Genossen, sondern durch irgend eine ausserhalb 
oder innerhalb des Verbandes stehende physische 
oder collective Willenseinheit erzeugt wird. 

Es ergibt sich sofort aus der Betrachtung ver- 
schiedener Arten von Verbänden und wird von den 
genannten Autoren auch mit aller Bestimmtheit 
hervorgehoben, dass Elemente genossenschaftlicher 
und herrschaftlicher Organisation in demselben 
Verbände vereinigt sein können. Mit Eecht bemerkt 
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Gierke (a. a. 0. § 60): »Körperschaftlicher und 
anstaltlicher Typus können sich mischen. Oft 
haben sogar im Laufe der Zeit dieselben Verbände 
ihre Gestalt gewechselt. So prägte der obrigkeit- 
liche Staat die Gemeinden und die aus freien 
Genossenschaften des Mittelalters hervorgegangenen 
öffentlichen Corporationen mehr oder minder ent- 
schieden zu Anstalten um, während in unserem 
Jahrhundert Gemeinden und Innungen in Körper- 
schaften zurückverwandelt sind. Doch überwiegt 
stets der eine oder andere Typus. Man kann daher 
die Eintheilung aller Verbandspersonen in Körper- 
schaften und Anstalten durchführen und muss sich 
nur bewusst bleiben, dass die Körperschaft anstalt- 
Hche, die Anstalt körperschaftliche Einrichtungen 
und Vorstellungen in sich aufnehmen oder aus 
sich entwickeln kann.« Als ein sehr zutreffendes 
historisches Beispiel für das Gesagte mag eine 
Stelle aus einem anderen Werke desselben 
Autors (Geschichte des deutschen Körperschafts- 
begriflfs, S. 971) hier Aufnahme finden: »So war 
es vor Allem bei den kirchlichen Verbandseinheiten 
des Mittelalters, deren anstaltliche Structur stets 
durch genossenschaftliche Elemente modificirt war, 
in vielen Fällen aber, wie bei Oapiteln, Klöstern, 
Ordensgemeinden u. s. w., vor der genossenschaft- 
lichen Basis zeitweise fast ganz zurücktrat. Nicht 
anders ferner war es bei den geistlichen Bruder- 
schaften, die bald als voll entwickelte Körperschaften 
selbstständig dastanden, bald lediglich als Mittel 
einer selbstständigen Stiftungsanstalt erschienen, 
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bald endlich eine Mittelstellung zwischen diesen 
beiden Extremen einnahmen.« Es würde nicht 
schwer fallen, ungezählte derartige Beispiele der 
verschiedensten Art anzuführen, zumal ja selbst 
die verschiedenen staatlichen Organisationen die 
grösste Mannigfaltigkeit in Betreff der verfassungs- 
mässigen Verschmelzung herrschaftlicher und ge- 
nossenschaftlicher Elemente zeigen, wie ein Blick 
auf die Verfassung einer constitutionellen Erb- 
monarchie oder einer aristokratischen Eepublik 
sofort darthut. Das Angeführte dürfte aber voll- 
ständig hinreichen, um das Wesen und die ent- 
scheidende 'Bedeutung des hervorgehobenen Gegen- 
satzes für die Gestaltung der Verbände in klares 
Licht zu setzen. 

Vergleicht man nun mit dem Gesagten den 
Inhalt des Eingangs bezogenen Essay, so ergibt 
sich sofort, dass Professor v. Philippovich bei der 
Besprechung der fortschreitenden Organisation der 
wirthschaftlichen Interessen nur die eine der beiden 
zuletzt erwähnten Formen der Organisation, näm- 
lich die genossenschaftliche Organisation, die Ma- 
joritätsverbände^ in den Kreis seiner Darstellung 
einbezogen hat, während die Herrschaftsorgani- 
sationen, die Autoritätsverbände, unberücksichtigt 
geblieben sind* Der Verfasser beabsichtigte offenbar 
nicht, auch die letzteren zum Gegenstande seiner 
Erörterung zu machen* Doch scheint mir die EoUe, 
welche den herrschaftlichen Elementen bei der vor 
unseren Augen sich vollziehenden Organisation der 
wirthschaftlichen Interessen zufällt, durchaus keine 
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unwichtige zu sein, und ich will daher versuchen, 
einige hieher gehörige Erscheinungen hervorzu- 
heben und namentlich einige Streiflichter auf das 
Verhältniss zu lenken, in welchem bei der Organi- 
sation der wirthschaftlichen Interessen genossen- 
schaftliche und herrschafthche Elemente zu ein- 
ander stehen. 

Der Antheil, in welchem diese beiden Elemente 
beim Fortschreiten der Organisirung auf wirth- 
schaftlichem Gebiete wirksam werden, ist in den 
verschiedenen Zweigen der Production ein sehr 
ungleicher. Wenn wir in dieser Hinsicht vorerst 
die Landwirthschaft ins Auge fassen, so zeigt sich, 
dass auf diesem Productionsgebiete vorzugsweise 
genossenschaftliche Organisationen , Majoritätsver- 
bände in der Bildung begriffen sind. Das gegen- 
wärtige Organisirungsbestreben verkörpert sich hier 
fast ausschliesslich in der Bildung und Erweiterung 
der mannigfaltigsten Arten landwirthschaftlicher 
Vereine und Berufsgenossenschaften, sowie in der 
Vereinigung derselben zu genossenschaftlichen Ge- 
bilden und Vertretungskörpern höherer Ordnung 
bis zum Umfange des ganzen betreffenden Staats- 
gebietes. Dieser Entwicklungsgang erweist sich bei 
näherer Betrachtung auch als ein ganz natürlicher, 
denn in der Landwirthschaft überwiegt bei weitem 
die Zahl der mittleren und kleinen selbstständigen 
Unternehmer, deren Interessen parallel laufen und 
welche sich zur Förderung derselben als wesentlich 
Gleichberechtigte auf genossenschaftlicher Grund- 
lage vereinigen. In den Hauptzwecken widersprechen 
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diese Interressen auch nicht jenen der landwirth- 
schaftlichen Grossproducenten, so dass wenigstens 
zum Theile auch diese letzteren sich der erwähnten 
genossenschaftlichen Bewegung anschliessen können 
oder doch keinen Anlass haben, sich derselben zu 
widersetzen. 

Damit soll nun selbstverständlich nicht etwa 
gesagt sein, dass auf dem Gebiete der Landwirth- 
schaft Organisationen auf herrschaftlicher Grundlage 
nicht vorkommen. Sie -sind im Gegentheile ganz 
allgemein verbreitet. Nur sind die hieb er ge- 
hörigen Organisationsformen zum weitaus grössten 
Theile nicht Resultate der gegenwärtigen Organi- 
sationsbewegung; sie stammen aus älterer Zeit und 
ihr derzeitiger Entwicklungsgang ist, im Ganzen 
betrachtet, kein aufsteigender. Aber es kann wohl 
nicht bezweifelt werden, dass das landwirthschaft- 
liche Gesinde auch heute noch, wie sich das 
preussische Landrecht ausdrückte, zur häuslichen 
Gesellschaft gehört, und auch jetzt noch muss das 
auf Grund der deutschen Gesindeordnungen be- 
stehende Rechtsverhältniss, ungeachtet der allge- 
meinen Aufhebung des Ztichtigungsrechtes durch 
Art. 95 des Einführungsgesetzes zum bürgerlichen 
Gesetzbuche, namentlich so weit die Sachlage in 
BetreflF des landwirthschaftlichen Gesindes in 
Betracht gezogen wird, als ein auf Ueber- und 
Unterordnung beruhendes Herrschafts verhältniss 
angesehen werden. Das gleiche, wenn auch nicht 
in demselben Umfange und jedenfalls nur in that- 
sächlicher Hinsicht, gilt vielfach wohl auch von 
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den sogenannten contractlich gebundenen land- 
wirthschaftlichen Taglöhnern, welche auf Grund 
längerer Oontracte in der Eegel ausser einem ge- 
ringen baaren Taglohne mannigfache Natural- 
bezüge erhalten, namentlich freie Wohnung, Brenn- 
material, Viehfutter, das Eecht zur Benutzung eines 
Grundstückes und etwa noch einen kleinen Antheil 
an der herrschaftlichen Ernte, Sehr richtig be- 
merkt hierüber Freiherr v. d» Goltz (Handwörter- 
buch der Staatswissenschaften, 1. Aufl. Bd. 4, S. 942): 
»Die wirthschaftliche Lage der Gutstaglöhner ist 
im Allgemeinen keine ungünstige, öfters eine ver- 
hältnissmässig recht günstige, namentlich eine sehr 
gesicherte, sie sind aber sowohl in wirthschaft- 
licher wie in persönlicher Beziehung sehr ab- 
hängig von dem Arbeitgeber.« Im Verhältnisse 
des landwirthschaftlichen Grundbesitzers zu seinem 
Gesinde und zu seinen Arbeitern ist also die Form 
des herrschafthchen Verbandes eine ganz regel- 
mässig vorkommende. Das Gleiche gilt in der 
ßegel auch von dem seine Güter in eigener Eech- 
nung bewirthschaftenden Grossgrundbesitzer und 
seinen Wirthschaftsbeamten, so wie es selbstver- 
ständlich auch für das Verhältniss zwischen dem 
Staate und dessen Domanialbeamten zutrifft. Neben 
diesen herrschaftlichen Organisationen ist bisher 
trotz vielfach dahingerichteter Bestrebungen eine 
umfassendere Organisationsbewegung landwirth- 
schaftlicher Arbeiter oder Beamter auf genossen- 
schaftlicher Grundlage in Deutschland und den 
österreichischen Erbländern nicht zu Tage getreten. 
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Ob in BetreflF dieses Standes der Sache nicht 
in vielleicht naher Zukunft Aenderungen eintreten 
werden, lässt sich mit einiger Wahrscheinlichkeit 
nicht voraussagen. Eine irgendwie sichere Garantie 
für den Fortbestand der gegenwärtigen Verhältnisse 
ist aber sicherlich nicht vorhanden. Der Mangel 
an landwirthschaftlichen Arbeitern in Folge der Aus- 
wanderung und des Ueberganges zur industriellen 
Arbeit wird stets fühlbarer und müsste schliesslich, 
wie es in England der Fall war, dazu führen, 
dass die Landwirthschaft wieder eine extensivere 
Form des Betriebes annimmt, selbstverständlich 
zum Schaden der gesammten nationalen Boden- 
production. Zutreffend sagt hierüber Freiherr 
V. d. Goltz (a. a. 0. S. 943): »Diesen Euckgang 
zu verhindern, liegt in hohem Interesse der ein- 
zelnen Landwirthe sowohl, wie der ganzen Volks- 
wirthschaft und des Staates. Das beste Mittel 
hiezu, ohne welches alle anderen möglichen Mittel 
nur geringe Wirkung haben können, ist die Ver- 
mehrung der Zahl der grundbesitzenden Arbeiter, 
wo dieselben bis jetzt noch gar nicht oder spärlich 
vertreten sind.« Es ist eine allgemein anerkannte, 
hier nicht näher zu begründende Thatsache, dass 
diese Olasse der landwirthschaftlichen Arbeiter 
unter ihren Berufsgenossen im Durchschnitt die 
intelligentesten , sparsamsten , wirthschaftlichsten 
und zuverlässigsten sind. Will man tüchtige, ver- 
lässliche und vor Allem stabile landwirthschaft- 
liche Arbeiter schaffen, so gibt es gewiss kein 
besseres Mittel, als die Heranziehung des so natür- 
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liehen und für die gesamrate ackerbautreibende 
Bevölkerung so charakteristischen Strebens nach 
Grundbesitz, und zwar zu vollständigem Eigenthum 
oder doch zu dauernder, gesicherter Bewirthschaftung 
für eigene Eechnung, des Landhungers. Werden 
zu diesem Zwecke auf dem Wege der Parcellirung 
kleine, in das volle Eigenthum des Erwerbers 
übergehende Grundbesitzstellen geschaffen, was in 
vielen Hinsichten als das wünschenswertheste er- 
scheint, so werden selbstverständlich hiedurch keine 
eigentlichen Herrschaftsvor bände geschaffen; die 
neuen Eigenthümer werden vielmehr voraussichtlich 
die Anzahl der Mitglieder der früher erwähnten 
genossenschaftlichen Verbände vermehren. Führt 
dagegen dieser Weg für sich allein nicht mit aus- 
reichender Sicherheit zum Ziele, sei es, weil auf 
der einen Seite zum Ankauf das erforderliche 
Capital fehlt, sei es, weil auf der anderen Seite 
die Geneigtheit nicht vorhanden ist, Trenngrund- 
stücke abzugeben, ohne eine Gewähr dafür, dass 
der beabsichtigte Zweck auch wirklich werde er- 
reicht werden, dann liegt der Versuch nahe, das 
angestrebte Ziel durch Eingehung von Vertrags- 
verhältnissen zu erreichen, die bei näherer Be- 
trachtung sich als die Grundlage von Herrschafts- 
verbänden erweisen. Die Ansätze zu dieser 
Entwicklung sind in der neueren Gesetzgebung 
bereits wahrzunehmen. 

Die Herrschaftsverbände sind auf dem Gebiete 
der Laiidwirthschaft im Laufe der Zeiten ' arg' in 
Verruf gekommen. Sicherlich nicht ohne Grund. 
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War doch der grösste Theil des landwirth schaft- 
lichen Betriebes in den hemmenden Schranken 
solcher Verbände befangen, die mit der wachsenden 
Intensivität des Betriebes unverträglich und nament- 
lich dem bäuerhchen Mittelstande längst zur Fessel 
geworden waren. Dazu kamen schwere ungerecht- 
fertigte Missbräuche und Bedrückungen und der 
solchen Verhältnissen unbedingt widerstrebende 
individualistische Zug der ersten Hälfte des 
19. Jahrhunderts. In der gewaltigen, unaufhalt- 
samen Bewegung, welche wir unter der Bezeich- 
nung: »Bauernbefreiung« zusammenfassen, wurden 
diese Verbände aufgehoben und gesetzliche Vor- 
sorge getroffen, um das neuerliche Entstehen 
solcher Verbände schon von vorneherein zu ver- 
hindern. So wurde beispielsweise in Oesterreich 
sogar in das Staatsgrundgesetz über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger vom 21. December 1867 
die Bestimmung aufgenommen: »Jeder ünterthänig- 
keits- oder Hörigkeitsverband ist für immer auf- 
gehoben. Jede aus dem Titel des getheilten Eigen- 
thumes auf Liegenschaften haftende Schuldigkeit 
oder Leistung ist ablösbar, und es darf in Zukunft 
keine Liegenschaft mit einer derartigen ünablös- 
baren Leistung belastet werden.« Aehnliche Vor- 
schriften enthält das preussische Gesetz betreflfend 
die Ablösung der Eeallasten und die Regulirung 
der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse 
vom 2. März 1850 in den §§ 6, 9 und 91. Frei- 
lich sagt darüber schon kein Geringerer als Eod- 
bertus in «einem Buche: »Erklärung und Abhilfe 

2* 
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der heutigen Creditnoth des Grundbesitzes« (IL 
S. 180, A. 58): »Wie also aus den bezeichneten 
Eigenthnmsverhältnissen den Ausweg finden? — 
— einen Ausweg, der dazu führt, dass solche 
(Budner-)Stellen zum Ankauf für ländliche Arbeiter 
vorhanden sind, dass diese mit dem Besitz solcher 
Stellen die Lust zur Auswanderung verlieren und 
dass damit diesen Provinzen ein heute noch 
fehlender Antrieb zur Vermehrung der Bevölkerung 
gegeben wird. — Nun, die oben hervorgehobenen 
Bestimmungen des Gesetzes vom 2. März 1850 
versperren heute jeglichen Ausw^eg, während, wenn 
es den Grundeigenthtimern gestattet wäre, solche 
Eigenthumsstellen mit der Leistungsverpflichtung 
zu einer Anzahl von Diensttagen ansetzen und sich 
dadurch in den wichtigeren Arbeitszeiten die Ar- 
beit sichern zu dürfen, sich das Land bald mit 
solchen Eigenthumsstellen bedecken und damit der 
Arbeitslosigkeit wie der Auswanderungslust der 
Arbeiter ein Ende gemacht werden würde. Land 
zu solchen Stellen besitzen, wie gesagt,' die Lati- 
fundienbesitzer noch im Ueberfluss. — Oder fürchtet 
man, dass mit der Wiedereinführung solcher von 
einem bestimmten Grundstück an ein bestimmtes 
Grundstück zu leistenden Dienste, die in der That 
neue Eeallasten bilden würden, gar wieder die per- 
sönliche Freiheit beeinträchtigt würde? Aber die 
Diensttage brauchten nicht einmal von der Person 
des Besitzers des verpflichteten Grundstückes ge- 
leistet zu werden, sondern ebensogut durch von 
diesem zu stellende, also freigemiethete Arbeiter. 
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Alsdann ist aber klar, dass eine Beallast, die darin 
besteht, in solcher Weise jährlich sechzig Dienst- 
tage zu leisten, ein weit geringerer Eingriff in die 
persönliche Freiheit ist, als ein dreijähriger Mieths- 
contract, der die tägliche Dienstleistung einer be- 
stimmten Person vorschreibt. — Und. alle diese 
Widersprüche nur einem abstracten Princip, der 
sogenannten Freiheit des Grundeigenthums zu 
Liebe, das in diesem Falle doch schon in der That 
jeden realen Bodens entbehrt und die Sache weit 
über die Person stellt!« 

In der That haben die preussischen Gesetze 
über Rentengüter vom 27. Juni 1890 und vom 
7. Juli 1891 das Princip der Unablösbarkeit der 
Grundlasten, jedoch nur in Betreff fester Geld- 
und Körnerrenten, insoweit durchbrochen, als 
die eigenthümliche Uebertragang eines Grund- 
stückes gegen Uebernahme einer solchen Rente, 
deren Ablösbarkeit von der Zustimmung beider 
Theile abhängig gemacht wird, für zulässig erklärt 
wurde. Diese freilich sehr eng begrenzten und 
die bestehende Gesetzgebung in Betreff der Unzu- 
lässigkeit der Arbeitsverpflichtung als Reallast 
in keiner Weise berührende Ausnahmsvorschrift 
wurde aber angenommen, trotzdem auf die Möglich- 
keit hingewiesen wurde, dass auf diesem Wege 
eine neue Hörigkeit besonders dann entstehen 
könne, wenn der Verkäufer zugleich Arbeitgeber 
des Schuldners sei. In früheren Jahren hätte diese 
gewiss nicht unbegründete Befürchtung wohl hin- 
gereicht, das Gesetz zu Fall zu bringen; am Ende 
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des Jahrhunderts aber war die individualistische 
Denkweise bereits so weit abgeschwächt, um die 
Möglichkeit der Entstehung eines neuen Herr- 
schaftsverbandes nicht mehr von vorneherein für 
ganz ausgeschlossen zu halten. 

Noch viel merkwürdiger sind in dieser Be- 
ziehung die Erfahrungen in Betreff der französi- 
schen Gesetzgebung. Wahrscheinlich ist Frank- 
reich jenes Land, dessen Gesetzgebung in Folge 
des principiellen Standpunktes der Revolution den 
Fortbestand älterer Herrschaftsverbände am ent- 
schiedensten perhorrescirt und denselben jede recht- 
liche Grundlage zu entziehen sucht. Die fran- 
zösische Gesetzgebung kennt keine besonderen 
Gesindeordnungen; soweit dieselbe gilt, fallen die 
Rechte und Pflichten zwischen Herrschaft und Ge- 
sinde, den Grundsätzen des römischen Rechtes ent- 
sprechend, allein und ausschliesslich unter den 
Begriff der Dienstmiethe, ohne Verbindung mit an- 
deren, die Persönlichkeit der Contrahenten ergrei- 
fenden Momenten. Desgleichen ist der Grundsatz 
der Freiheit des Grundeigenthums mit thunlichster 
Reinheit durchgeführt, gleichfalls im Zusammen- 
hange mit der Aufhebung der sogenannten Feudal- 
rechte durch die Revolution. Es gentigt in dieser 
Hinsicht an die im Art. 530 des »Code civil« aus- 
gesprochene Rechtsregel zu erinnern: »Toute rente 
etablie ä perpetuite pour le prix de la vente d'un 
immeuble, ou comme condition de la cession h titre 
onereux ou gratuit d'un fonds immobiher, est essen- 
tiellement rachetable.« Und trotz alledem hat man 
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in Prankreich in Folge der Agrarkrisis des Jahres 
1887 sich zur Eeorganisaüon des Institutes der 
Theilpacht durch das Gesetz vom 18. Juli 1889 
entschlossen, in welchem Art. 5 bestimmt: »Le 
bailleur a la surveillance des travaux etladirec- 
tion generale de l'exploitation, soit pour le mode 
de culture, soit pour l'achat et la vente des bestiaux. 
L'exercice de ce droit est determine, quant ä son 
etendue, par la Convention ou, ä defaut de Conven- 
tion, par l'usage des lieux;« — jenes Institutes, 
von dessen Wirkungen Professor Karl Crome in 
seinem schönen und originellen Buche »Die partiari- 
schen Eechtsgeschäfte« (S. 63) sehr richtig 
sagt: »So entsteht von selbst ein gewisses patriar- 
chalisches Verhältniss zwischen dem Herrn 
und dem Kolonen; letzterer wird in jeder Hin- 
sicht wirthschaftlich gehoben und meistens sesshaft 
auf dem Grundstück. Denn dass ein Theilpächter, 
der sich bewährt hat, verabschiedet würde, gehört 
zu den grössten Seltenheiten. Vielmehr setzt sich 
regelmässig das Verhältniss aus freien Stücken mit 
den Erben fort, die bisheran schon regelmässig 
zur Hebung des Ertrages bei der Bebauung des 
Grundstückes mitgeholfen hatten.« Sicherlich am 
meisten bezeichnend aber ist es für den Zug der 
Zeit, wenn der Berichterstatter für das erwähnte 
Gesetz im Senate, M. Clement, wie Crome be- 
richtet, über die socialpolitischen Vortheile des 
Theilpachtinstitutes Nachstehendes zu berichten 
weiss: »Le contrat etablit entre la famille du bail- 
leur et du preneur des liens qui deviennent plus 
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etroits avec le teraps, et qui profitent ä la Concorde 
et a Fharmonie sociale. On a remarque que dans 
les pays ä metayage les proprietaires du sol avaient 
moins ä redouter les excitations de Tenvie. C'est 
ainsi qu'en Vendee au moment de la Eevolution 
la noblesse n'a trouve dans les populations rurales 
aucun sentiment d'hostilite. Les domaines y etaient 
tres divisös et tous exploites par des metayers. Le 
proprietaire les traitait paternellemeiit, les visitait 
souvent dans leurs metairies, causait avec eux de 
leur Position, du soin de leur betail, prenait part 
ä des accidents et ä des malheurs qui lui portaient 
aussi prejudice ; il allait aux noces de leurs enfants 
et buvait avec les convives. Le dimanche on dansait 
dans la cour du chäteau et les dames se mettaient 
de la partie.« Offenbar sind es Verhältnisse einer 
Herrschaft zu ihren Untergebenen, die hier ge- 
schildert werden. 

In der neueren Gesetzgebung sind also that- 
sächlich Eichtungen vorhanden, welche — wenn 
es auch bisher noch nicht direct zugestanden wird, 
— die Grundlage für die Entstehung oder Stär- 
kung von Herrschaftsverbänden zwischen Grund- 
besitzern und landwirthschaftlichen Arbeitern zu 
bilden geeignet wären. Sollte, wie es ja den An- 
schein hat, in Zukunft der Mangel an solchen 
Arbeitern noch mehr fühlbar werden, als es jetzt 
schon der Fall ist, oder sollte die Tendenz zur 
genossenschaftlichen Organisation auch unter den 
landwirthschaftlichen Arbeitern mehr als bisher 
zunehmen, dann wird wohl auch von den ange- 
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führten gesetzlichen Mitteln erhöhter Gebrauch 
gemacht, vielleicht auch auf dem eingeschlagenen 
Wege weiter fortgeschritten, ja möglicher Weise 
auf den von Rodbertus ausgesprochenen Gedanken 
zurückgegriffen werden. Ueber den etwaigen Er- 
folg solcher Massregeln lässt sich natürlich nichts 
vorhersagen, doch wird im weiteren Verfolg der 
gegenwärtigen Untersuchung noch auf die Frage 
zurückzukommen sein, unter welchen Voraus- 
setzungen bei unseren heutigen Verhältnissen der 
Versuch der Gründung neuer oder Kräftigung be- 
stehender Herrschaftsverbände auf wirthschaftlichem 
Gebiete überhaupt nur von Erfolg begleitet sein 
könnte. 

Wenden wir uns nunmehr von der Landwirth- 
schaft zu den anderen Productionszweigen, so ist 
hier die Organisationstendenz im Ganzen eine noch 
viel lebhaftere. Auf allen Gebieten der gewerb- 
lichen Production, sowie beim Bergbau und beim 
Handel, und zwar ebensowohl in den Kreisen der 
Unternehmer als auch der Hilfsarbeiter, zeigt sich 
zunächst das Streben nach Bildung genossenschaft- 
licher Organisationen , von Majoritätsverbänden, 
welche in Folge der einander widersprechenden 
Interessen dieser beiden Kreise mit einander in 
hartem Kampfe begriflfen sind und häufig genu^ 
schon von vorneherein eben zum Zwecke dieses 
Kampfes gegründet werden. Dieselben oder auch 
von diesen verschiedene genossenschaftliche Organi- 
sationen, namentlich der Unternehmer, verfolgen 
wieder ganz andere, insbesondere auf die Verbilli- 
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gung und Vertheilung der Production, sowie auf 
den Absatz der Producte gerichtete Zwecke. Da- 
neben durchsetzen die mannigfaltigsten älteren und 
neueren Herrschaftsorganisationen das gesammte 
Gebiet, selten im Einklang, meistens im Kampfe 
mit den Genossenschaftsverbänden der Hilfsarbeiter, 
so dass sich ein überaus complicirtes Bild der 
verschiedensten Beziehungen, Cooperationen und 
Collisionen darbietet, in welchem die leitenden 
Grundsätze nicht auf den ersten Blick hervortreten. 
Sehen wir daher etwas näher zu. 

In der Einleitung zu dem 45. Bande der 
Schriften des Vereines für Socialpolitik: »Arbeits- 
einstellungen und Fortbildung des Arbeitsvertrages 
(S. XIX), führt Lujo Bretano als eine Folge der 
Besonderheit der Arbeit als Waare aus: »Wer die 
Arbeitskraft miethet oder, um es nationalökonomisch 
auszudrücken, ihre Nutzung, die Arbeit kauft, er- 
langt damit nothwendig eine Herrschaft über die 
Person des Arbeiters. Die Folge ist: der Arbeits- 
vertrag begründet nie blos ein Miethverhältniss 
über die Arbeitskraft, sondern nothwendig gleich- 
zeitig ein Herrschafts verhältniss über die Person 
des Arbeiters. Der Arbeitsvertrag ist nicht blos 
ein wirthschaftHcher, sondern, und zwar noth- 
wendig gleichzeitig ein Herrschaftsvertrag. Das 
Eecht mag diese Thatsache anerkennen oder nicht, 
es kann an ihr selbst nichts ändern; dagegen hat es 
weittragende Folgen, ob es dies anerkennt, indem da- 
von abhängt, wer die Grenzen der mit dem Arbeits- 
verhältniss verbundenen Herrschaft über die Person 
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des Arbeiters bestimmt.« Einem analogen Gedanken- 
gange hatte schon vorher Gierke in seinem Werk: 
>Die Genossenschaftstheorie und die deutsche Eechts- 
sprechung« (S. 803, A. 3) Ausdruck gegeben und 
in neuester Zeit äussert sich in derselben Eichtung 
mit besonderer Gründlichkeit und Ausführlichkeit 
Edgar Loening im Handwörterbuch der Staats- 
wissenschaften (2. Aufl., Bd. I, S. 986), woselbst 
er u. A. sagt: »Ist die Dienstleistung, zu der sich 
der Arbeiter verpflichtet, nur eine einmalige oder 
eine solche, die nur einen geringen Theil seiner 
Arbeitskraft in Anspruch nimmt, so kann das Recht 
die Eegelung des Vertragsverhältnisses den Parteien 
tiberlassen. Anders dagegen, wenn durch den 
Arbeitsvertrag ein dauerndes Arbeitsverhältniss be- 
gründet wird oder wenn der Arbeiter sein gesammtes 
Einkommen oder wenigstens den weitaus grössten 
Theil desselben in dem Arbeitslohne bezieht. Dann 
räumt der Arbeiter dem Arbeitsherrn eine Ver- 
fügung über seine Person ein. Denn er verpflichtet 
sich auf die Dauer, nach den Anordnungen des 
Arbeitsherrn seine Arbeitskraft zu verwerthen, und 
er ist auf den Arbeitslohn angewiesen, um sein 
und das Leben seiner Familie zu fristen. Dann ge- 
staltet sich das rechtlich freie Vertragsverhältniss 
thatsächlich zu einem Herrschafts- und Abhängig- 
keitsverhältniss. Das Recht kann dies nicht ver- 
hindern, so lange die Grundlagen unserer gesell- 
schaftlichen und wirthschaftlichen Ordnung nicht 
umgestürzt werden. Das Eecht aber hat. die Auf- 
gabe, durch Vorschriften, die dem Belieben der 
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Parteien entzogen sind, zu verhindern, dass die 
persönliche Unfreiheit in einer neuen Form wieder 
eingeführt werde, und es hat die Aufgabe, der 
Herrschaft, welche der Arbeitsgeber über die Person 
des Arbeiters auszuüben vermag, Schranken zu 
ziehen, um dem Arbeiter auch innerhalb dieses 
Dienstverhältnisses ein menschenwürdiges Dasein 
zu sichern und seine körperliche, wirthschaftliche 
und geistige Entwicklung, wie seine gesellschaft- 
liche und politische Selbstständigkeit zu schützen.« 
Diese thatsächlich bestehenden Verhältnisse 
haben nun in neuester Zeit auch in der allgemeinen 
Gesetzgebung zum mindesten theilweise Aner- 
kennung und Berücksichtigung gefunden. Zwar 
spricht die deutsche Eeichsgewerbeordnung an der 
Spitze des von gewerblichen Arbeitern handelnden 
Titels im § 105, gerade so wie die österreichische Ge- 
werbeordnung im § 72 den Grundsatz aus, dass die 
Peststellung der Verhältnisse zwischen den selbst- 
ständigen Gewerbetreibenden und ihren Hilfsarbeitern 
innerhalb der gesetzlichen Grenzen Gegenstand 
freier üebereinkunft ist, und befindet sich dabei 
vollkommen im Einklänge mit den Lehren des ge- 
meinen, sowie des französischen Eechts, wobei 
freilich namentlich das österreichische Gesetz noch 
mancherlei Reminiscenzen aus früheren Perioden 
beibehalten hat, so insbesondere im § 76, welcher 
die Hilfsarbeiter verpflichtet, dem Gewerbsinhaber 
Treue, Folgsamkeit und Achtung zu erweisen, sich 
anständig zu betragen, über die Betriebsverhältnisse 
Verschwiegenheit zu beobachten, sich gegen die 
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übrigen Hilfsarbeiter und Hausgenossen verträglich 
zu benehmen und die Lehrlinge gut zu behandeln. 
Einen klaffenden Riss in das Princip der Freiheit 
des Arbeitsvertrages enthält jedoch die Novelle zur 
deutschen Eeichsgewerbeordnung vom 1. Juni 1891, 
das sogenannte Arbeiterschutzgesetz, durch die Be- 
stimmungen über die für Fabriken zu erlassenden 
Arbeitsordnungen, und zwar namentlich durch 
§134a, Abs. 4: »Die Arbeitsordnungen und Nach- 
träge zu denselben treten frühestens zwei Wochen 
nach ihrem Erlass in Geltung,« und durch § 134c, 
Abi5. 1: »Der Inhalt der Arbeitsordnung ist, so- 
weit er den Gesetzen nicht zuwiderläuft, für die 
Arbeitgeber und Arbeiter rechtsverbindlich.« lieber 
die juristische Natur der Fabriksordnung hat sich 
im Deutschen Reiche eine sehr eingehende und 
gründliche Discussion entsponnen und immer mehr 
bricht sich die in den Annalen des Deutschen 
Reiches (1894, S. 132 flf.) in der ausgezeichneten 
Abhandlung »Die verwaltungsrechtliche Bedeutung 
der Fabriksordnung« von Hermann Rehm, nament- 
lich unter Bezugnahme auf die beiden angeführten 
Gesetzesstellen, vertretene Ansicht Bahn, »dass 
nach dem im Gesetz objectivirten gesetzgeberischen 
Willen die Arbeitsordnung nicht als ein Vertrags- 
entwurf, sondern als ein Gesetz im materiellen 
Sinne des Wortes aufzufassen ist, so dass ihre 
Rechts Verbindlichkeit für den Arbeiter nicht auf 
dessen Zustimmung, sondern auf den einseitigen 
Erlass derselben seitens des Fabriksherrn zurück- 
führt«. 
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Es liegt nicht im Bereiche der gegenwärtigen 
Ausführungen, in die berührte Frage des Näheren 
einzugehen und die Richtigkeit der Ansicht ßehm's 
und seiner Nachfolger gegenüber der entgegen- 
gesetzten Anschauung, dass nämlich die Arbeits- 
ordnung lediglich Modalitäten des Arbeitsvertrages 
enthalte, ihr gesetzmässiger Inhalt also ein Vertrags- 
recht bilde, neuerlich zu prüfen. Für unsere Zwecke 
genügt vollkommen der Hinweis auf die Thatsache, 
dass der Inhalt des deutschen Arbeiterschutzgesetzes 
überhaupt geeignet war, zu einer so interessanten 
und für die Eichtung des Fortschreitens der An- 
schauungen so bezeichnenden Discussion Anlass zu 
geben, wie die eben erwähnte ist. Und den Inhalt 
des zuletzt genannten Gesetzes im Ganzen betrachtet, 
wird man wohl dem Gesammturtheile Rehm's viel 
Berechtigung zuerkennen müssen, wenn er (a. a. 0. 
S. 155) sagt: »In Wirklichkeit kommt die statt- 
gehabte Umbildung des gewerblichen Arbeitsver- 
hältnisses derjenigen Theorie am nächsten, welche 
in der neueren Volkswirthschaftslehre am wenigsten 
Anklang gefunden hat, der Theorie der Feudali- 
sirung der Industrie. Diese Theorie will die Be- 
ziehungen zwischen Arbeitgeber und Arbeiter 
patriarchalisch gestalten, ein Gewaltrecht und zu- 
gleich eine Verpflichtung der Fürsorge für die Ge- 
waltunterworfenen schafifen. Ihrem Programm liegt, 
wie Herkner zutrefifend bemerkt, die Annahme zu 
Grunde, eine Beseitigung der thatsächlichen Ab- 
hängigkeit, in welcher der Arbeiter sich befinde, 
sei in absehbarer Zeit nicht möglich; könne die 
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Abhängigkeit nicht aufgehoben werden, dann solle 
sie wenigstens eine Veredelung und Humanisirnng 
dadurch erfahren, dass in dem Arbeitgeber das Be- 
wusstsein seiner ungeheueren socialen Verantwort- 
lichkeit gegenüber dem Arbeiter lebendig werde. 
Aehnliche Gedanken finden wir im Gesetze ver- 
wirklicht.« 

Welcher Meinung man sich in dieser Hinsicht 
nun auch anschliessen möge, so wird doch wohl 
kaum in Abrede gestellt werden können, dass 
namentlich die grosse Unternehmung auf unserem 
Gebiete schon ihrer Natur nach in vielen Hinsichten 
unverkennbare Merkmale der Herrschaftsorganisation, 
des Autoritätsverbandes, an sich trägt, und dass 
dieses zunächst thatsächliche Verhältniss in der 
Gesetzgebung jetzt auch nach rechtlicher Aner- 
kennung ringt. Die rechthche Gestaltung, welche 
hier in Frage steht, ist aber — und darin scheint 
mir die von Eehm gebrauchte Ausdrucksweise nicht 
völlig zutreffend — nicht jene eines patriarchalischen 
Gewaltverhältnisses nach alten Vorbildern, sondern 
die Eechtsentwicklung auf diesem Gebiete, soweit 
die Entstehung neuer Herrschaftsorganisationen in 
Betracht kommt, bewegt sich in der Eichtung eines 
sehr bekannten, m.oderneii Gewaltverhältnisses, 
welches durch die ausserordentUche Vermehrung 
der dem Staate und den übrigen öffentlichen Corpo- 
rationen übertragenen Aufgaben auch in unseren 
heutigen Wirthschaftszuständen bereits jietzt zu aus- 
schlaggebender Bedeutung gelangt ist, nämlich des 
Beamtenverhältnisses. Es ist demnach, wie mir 
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scheint, nicht der wirklichen Sachlage entsprechend, 
wenn man diese Bewegung als eine Peudalisirung 
der industriellen Production, als eine Eückkehr zu 
patriarchalischen Verhältnissen bezeichnet und die- 
selbe dadurch gewissermassen stigmatisirt, weil in 
der That unser heutiges, durch eine Jahrhunderte 
währende Entwicklung gestärktes und ausgebildetes 
Gefühl individueller Selbstständigkeit, namentlich 
auf den in so lebhaftem Portschritte begriflfenen 
Gebieten der Industrie und des Verkehrs, sich den 
genannten älteren Formen der Herrschaftsverhält- 
nisse, in welchen es an einer genauen Peststellung 
der gegenseitigen Eechte und Pflichten regelmässig 
mangelte, dagegen allerlei Formen und Symbole 
einer unserer jetzigen gesellschaftlichen Anschau- 
ungen nicht mehr entsprechenden persönlichen 
Unterwürfigkeit sich vorfinden, gewiss nicht mehr 
fügen würde. 

Was nun das Beamtenverhältniss in seiner 
Natur als Herrschaftsverband anbelangt, so habe 
ich bereits zu wiederholten Malen, und zwar ins- 
besondere in meinen früheren Schriften: »Erwerb 
und Beruf« (S. 15 und flf.) und »Eechtsgeschäfte 
der wirthschaftlichen Organisation« (S. 8 und ff.) 
Gelegenheit gehabt, mich unter Bezugnahme 'auf 
die einschlägigen meisterlichen Ausführungen in 
Laband's »Staatsrecht des Deutschen Eeiches« hier- 
über auszusprechen, und ich kann mich an dieser 
Stelle damit begnügen, auf diese Ausführungen 
zu verweisen. In der erstgenannten der beiden 
Schriften habe ich aber auch bereits auf die für 
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unsere Zeit so charakteristische ausserordentliche Ver- 
mehrung des Berufsbeamtenthums aufmerksam ge- 
macht und in dieser Hinsicht (S. 28) ausgeführt: 
»Einerseits vermehrt sich die Zahl der Beamten 
mit der Ausdehnung und Vervielfältigung der Auf- 
gaben, welche den öffentlichen Oorporationen — 
dem Staat, den Ländern und Gemeinden — durch 
die gegenwärtige Gesellschaftsentwicklung in immer 
wachsendem Umfange zufallen, eine Bewegung, für 
welche die Sprache wegen ihrer Bedeutung und 
Häufigkeit ganz neue Worte: »Verstaatlichung, Ver- 
länderung, Verstadtlichung« geschaffen hat. Dass in 
Folge dieser Bewegung die Zahl der Berufsbeamten 
zunimmt, ist sehr natüriich, denn die Verwaltungen 
der öffentlichen Oorporationen dehnen eben das 
System der Erstellung der ihnen nothwendigen 
Arbeitskräfte, welches sie bisher angewendet haben 
und welches sich ihnen besser als ein anderes be- 
währt hat, auch auf die ihnen zufallenden neuen 
Geschäftsgebiete aus. Dann aber vermehrt sich die 
Zahl der Berufsbeamten — und zwar vielleicht in 
noch grösserem Umfange — durch die mit der 
modernen wirthschaftlichen Entwicklung in un- 
trennbarer Verbindung stehende Entstehung zahl- 
reicher grosser Privatunternehmungen auf den ver- 
schiedensten Gebieten, sei es durch Gründung neuer 
oder durch Vereinigung oder Vergrösserung be- 
stehender Unternehmungen. Es ist wohl kaum 
nöthig, in dieser Beziehung erst noch Beispiele an- 
zuführen, es genügt der Hinweis auf Fabriken, 

Bergwerksunternehmungen, Eisenbahnen, Schiff- 
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fahrtsunternehmimgen, Banken und andere Gredit- 
institote, sowie Yersieberangsgesellsebaften. In allen 
diesen grossen Untemehmnngen werden die Ver- 
waltungsaufgaben heutzutage in grosser Eegel — 
etwa nur mit Ausnahme der allerersten leitenden 
Stellen, deren Inhaber in Folge der Höhe ihrer 
Bezöge, der Gewährung grosser Gewinnantheile 
und anderer durch Einzel vertrage vereinbarter Be- 
dingungen vielfach eine andere Stellung einnehmen 
— geradeso wie es auf grossen Privatdomänen 
schon vielfach früher der Fall war und heute noch 
ist, durch ein Berufsbeamtenthum besorgt, dessen 
Organisirung jenem des Staates mehr oder weniger, 
in den meisten Fällen aber mit thunlichster Ge- 
nauigkeit nachgeahmt ist und von welchem man 
im Ganzen dieselbe Art der Thätigkeit erwartet und 
auch erreicht, wie beim Staatsbeamtenthum. Selbst 
kleinere Unternehmer suchen vielfach die zur Er- 
füllung ihrer Verwaltungsaufgabe nöthigen Per- 
sonen, insbesondere durch möglichste Sicherung 
ihrer Stellung, durch Zusicherung von Versorgungs- 
genüssen für sie und ihre Hinterbliebenen in ein 
ähnliches Verhältniss zu bringen, so dass heut- 
zutage dem öffentlichen Beamtenthum überall 
ein Beruf der Privatbeamten zur Seite steht, 
dessen Organisation dem ersteren möglichst 
angepasst ist.« Bekanntlich liegt in dieser Zu- 
nahme des Berufsbeamtenthum s auch eine der 
Hauptursachen der in den letzten Jahrzehnten 
wahrnehmbaren erfreulichen Vermehrung der 
»Mittelstände«. 
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In derselben Schrift habe ich auch weiters 
auf die in unserer Zeit immer deutUcher hervor- 
tretende Tendenz hingewiesen, den modernen Herr- 
schaftsverband des Beamtenwesens, selbstverständ- 
lich mit den durch die Sachlage gebotenen Modifi- 
cationen, auf den eigentlichen Arbeiterstand zu 
übertragen. Es sei mir gestattet, auch hier die be- 
treflfende Stelle aus der erwähnten Schrift (S. 38flF.) 
wörtlich anzuführen: »Es fehlt übrigens auch, 
namentlich in neuerer Zeit, durchaus nicht an Ver- 
suchen, die Arbeiter grosser Etablissements für sich 
allein berufsmässig zu organisiren. Sowohl staat- 
liche als auch private Verwaltungen haben solche 
Organisationen ins Leben gerufen. Natürlich ist die 
Art und Weise, wie dabei vorgegangen wird, eine 
sehr verschiedene, den EigenthümUchkeiten des be- 
sonderen Falles angepasste, aber die leitenden Princi- 
pien bleiben im Wesentlichen dieselben. Stabilität 
der Arbeitsgelegenheit und des Verdienstes, Aus- 
sicht auf Zunahme des letzteren, Sicherung des 
Lebensunterhaltes auch für den Fall der Arbeits- 
unfähigkeit und für die Hinterbliebenen sind auch 
in diesen Fällen die vorerst allerwichtigsten Ziele. 
In der That ist ja in dem Fortschreiten eines 
Arbeiterlebens nichts furchtbarer, als die aus der 
Anwendung des Verhältnisses von Angebot und 
Nachfrage in der gewöhnlichen Erwerbsorganisation 
von selbst sich ergebende natürliche Oonsequenz 
der Abnahme und des endlichen Aufhörens des 
Lohnes zugleich mit der Abnahme und dem Er- 
löschen der Arbeitskraft. Man versuche einmal dem 

3* 
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Angehörigen eines eigentlichen Berufes, z. B. einem 
Staatsbeamten, die Gerechtigkeit dieser Consequenz 
begreiflich zu machen. Und in der That muss zu- 
gegeben werden, dass zur Verbitterung des In- 
dividuums, der Verhinderung der sonst natürlichen 
Zunahme conservativer Gesinnungen mit steigendem 
Alter, zur vollkommenen Desorganisation der Familie 
durch das mit der stetigen Verminderung des 
Arbeitslohnes noth wendiger Weise Hand in Hand 
gehende Sinken der Autorität des nunmehr auf 
seine Kinder angewiesenen Familienvaters nichts in 
höherem Grade beitragen muss, als diese Consequenz 
der gewöhnlichen Erwerbsorganisation. Zur Förde- 
rung dieser Versuche berufsmässiger Arbeiter- 
organisation werden häulSg Eangs- und Gehalts- 
unterschiede mit geregeltem Avancement geschaffen, 
Ärbeiterausschüsse ins Leben gerufen, die Aus- 
übung der Dienstgewalt des Unternehmers geregelt 
und mit Garantien versehen, kurz eine Menge von 
Einrichtungen getroffen, die bei näherer Betrach- 
tung sich als analoge Anwendung bereits be- 
sprochener berufsmässiger Einrichtungen auf das 
Arbeiterverhältniss herausstellen, c 

Bei diesen Bestrebungen handelt es sich also 
um eine mehr oder weniger weitgehende Ueber- 
tragung von Einrichtungen des berufsmässig thätigen 
Beamtenthums auf das eigentliche Arbeiterverhält- 
niss im engeren Sinne. Damit ist selbstverständlich 
nur ein allgemeiner Grundsatz ausgesprochen, dessen 
Durchführung die mannigfaltigsten Modificationen, 
und zwar insbesondere auch in der Biehtung zu- 
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lässt, inwiefern bei der Begründung dieser modernen 
Herrschaftsverbände den Unternehmern vom Staate 
freie Hand gelassen od«r Form und Inhalt dieses 
Herrschaftsverhältnisses durch zwingende Eechts- 
vorschrift geregelt und etwa auch eine besondere 
Binflussnahme der staatlichen Verwaltung auf die 
Thätigkeit dieser Verbände in Aussicht genommen 
werden solle. Unter den Vertretern dieser Eichtung 
der Entwicklung besteht in der letzteren Hinsicht 
eine förmliche Stufenleiter der Ansichten, von der 
Anschauung vieler Unternehmer angefangen, welche 
in jeder Binflussnahme der Staatsgewalt auf diesem 
Gebiete eine unzulässige Binmischung in die inneren 
Verhältnisse des Betriebes, gewissermassen eine Ver- 
letzung ihres Hausrechtes erblicken, bis zu der An- 
sicht Bornhak' s (Annalen des Deutschen Eeiches, 
1890, S. 647 flf.), welcher v«n seinem, den Bestand 
jedes vom Staate unabhängigen, selbstständigen 
Herrschaftsrechtes einer Olasse der Staatsbürger 
über die andere leugnenden Standpunkte zu der 
Folgerung gelangt, dass bei der hohen Bedeutung 
grösserer Unternehmungen für die Gesammtheit, 
dem gewerblichen Arbeitsverhältnisse in solchen 
der Charakter eines öfl^entlichen, also staatlichen 
Dienstes beigelegt werden müsse, und die Arbeiter- 
gesetzgebung nach diesem Grundsatze zu gestalten 
sei. So verschieden aber auch diese Ansichten sind, 
sie kommen alle in dem entscheidenden Punkte 
überein, dass das Arbeiterverhältniss als ein Herr- 
schaftsverhältniss zu gestalten sei und der Unter- 
schied, um welchen es sich handelt, ist nur etwa 
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derselbe wie der zwischen öffentlichen und Privat- 
beamten. Sicherlich fallen aber doch beide letzteren 
Kategorien unter das berufsmässige Beamtenthum- 
Zum Schlüsse will ich an dieser Stelle nur noch 
bemerken, dass es begrifflich auch durchaus nicht 
erforderlich erscheint, dass solche moderne Herr- 
schaftsverbände nur auf der Grundlage einzelner 
Unternehmungen ins Leben gerufen werden. Es 
Hesse sich auch ganz wohl denken, dass derartige 
Herrschaftsverbände in grösserem Massstabe von 
genossenschaftlichen Unternehmerverbänden für die 
Gesammtheit der von ihnen umfassten gleichartigen 
Unternehmungen organisirt werden, und ich bin 
überzeugt, dass bei weiterer Fortdauer der Kämpfe 
auf unserem Gebiete auch diese letztere Erscheinung 
nicht ausbleiben wird. 

Diesen auf Begründung von Herrschaftsver- 
bänden gerichteten Bestrebungen steht nun eine 
völlig verschiedene Bewegung gegenüber, welche 
die Bildung genossenschaftlicher Verbände, und 
zwar zunächst der Arbeiter, dann aber auch der 
Arbeitgeber bezweckt und welche durch den Bestand 
und das Zusammenwirken dieser Majoritätsverbände 
die Portbildung und definitive Ausgestaltung des 
gewerblichen Arbeitsverhältnisses herbeizuführen 
trachtet. Die Zweckdienlichkeit dieser Bewegung 
wird bekanntlich in erster Linie von Lujo Brentano 
vertreten, dessen Theorie Eehm (a. a. 0. S. 153) 
in nachstehender Weise zusammenfasst: 

»Diese Theorie sieht die Möglichkeit des wirth- 
schaftlichen Schutzes der Arbeiter in der Bildung 
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freier Berufsverbände, zunächst der Arbeiter 
(Gewerkvereine), eventuell auch der Arbeitgeber. 
Die Eechtsform des Arbeitsverhältnisses bleibt der 
Vertrag. Aber die Vertragsbedingungen werden 
vom Arbeiterverband mit dem Arbeitgeber, be- 
ziehungsweise Arbeitgeberverband vereinbart. Der 
einzelne Arbeiter, beziehungsweise Arbeitgeber ist 
dann durch die Zugehörigkeit zum Verbände recht 
lieh verpflichtet, einen Arbeitsvertrag unter diesen 
Bedingungen einzugehen. Es wird an Stelle der 
rechtlichen Unterordnung unter den Arbeit- 
geber eine solche unter die Arbeitercor- 
poration gesetzt. Gegenüber dem Arbeitgeber 
steht der Arbeiter in einem freien Vertragsver- 
hältniss, die thatsächliche Gewalt des Arbeitgebers 
ist beseitigt, dafür aber eine Unterordnung der 
Arbeiter, eventuell auch der Arbeitgeber unter eine 
ihre Selbstbestimmung einengende Corporations- 
gewalt geschaffen.« 

Es ist wohl nicht nöthig, auf die Darstellung 
des Inhalts und der Zielpunkte der genannten 
Theorie an dieser Stelle des Näheren einzugehen, 
zumal dies von Brentano selbst bereits zu wieder- 
holten Malen und in sehr eingehender Weise, zu- 
letzt erst in neuester Zeit in mehreren von der 
Zeitschrift »Sociale Praxis« im VIII. Jahrgang unter 
dem Titel »Negative und positive Gewerkvereins- 
politik« veröffentlichten Artikeln geschehen ist. 
Eine sehr noth wendige und überaus lehrreiche 
Ausgestaltung durch Darlegung ihrer juristischen 
Seite hat diese Theorie * gleichfalls erst kürzlich 
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durch die im 15. Bande des Archivs für sociale 
Gesetzgebung und Statistik publicirte, geradezu 
meisterhafte Abhandlung des Professor Philipp 
Lotmar: »Die Tarifverträge zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern« gefunden, welche ganz neue 
.Wege betritt und die regste Aufmerksamkeit nicht 
blos der Juristen, sondern namentlich auch der 
Nationalökonomen und Socialpolitiker verdient. 

Die Bildung und Ausdehnung genossenschaft- 
licher Verbände, und zwar sowohl der Arbeitnehmer 
als auch der Arbeitgeber hat nun in der neuesten 
Zeit bekanntUch grosse Portschritte gemacht. Diese 
Erscheinung entspricht einerseits vollständig der 
Organisationstendenz unserer Zeit, die, wie ich an 
anderem Orte (»Erwerb und Beruf«, S. 51) ausge- 
führt habe, zum grossen Theile dem Umstände zu- 
zuschreiben ist, dass der schrankenlose Wettbewerb 
der heutigen Wirthschaftsordnung die Existenz 
zahlloser, und zwar selbst wirthschaftlich stärkerer 
Personen bedroht, und dass sie in ihrer Sorge und 
Furcht vor diesem unbarmherzigen Kampfe ums 
Dasein und seinem Ausgange sich bereit finden, 
einen Theil ihrer wirthschaftlichen Freiheit und 
Selbstständigkeit und die mit der Uebung derselben 
möglicherweise verbundenen Chancen eines grossen 
wirthschaftlichen Erfolgs zu opfern und sich des- 
halb vereinigen, um im Kampfe stärker zu sein, 
oder sich einem social oder wirthschaftlich Stärkeren 
unterordnen, wenn ihnen dadurch ihre Existenz 
besser gesichert erscheint. Andererseits erklärt es 
sich aber aus der Neigung unseres Zeitalters zu 
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dem Grundsatze der Gleichberechtigung, aus dem 
sogenannten demokratischen Zuge unserer Tage, 
dass in der allgemeinen Beurtheilung genossen- 
schaftliche, auf dem Principe der Majorität und der 
Selbstverwaltung beruhende Verbände sich weit 
grösserer Sympathie erfreuen, als die auf der Grund- 
lage der Autorität begründeten Herrschaftsverbände. 
Eine Theorie, welche das angestrebte Ziel einer 
befriedigenden Ausgestaltung des Arbeitsverhält- 
nisses auf dem erstgenannten Wege zu erreichen 
sucht, wird von vornherein bei der grossen Menge 
der Arbeiter gewiss eher Zustimmung finden, als 
jede entgegengesetzte Theorie. Ueberall aber zeigt 
sich die Richtigkeit der von Brentano citirten Aus- 
führung der englischen Eoyal Commission on Labour 
{Fifth and final report, 1894, C. 7421, p. 36): »Wenn 
in einem Gewerbe beide Parteien stark organisirt und 
im Besitze beträchtlicher finanzieller Mittel sind, 
kann eine Arbeitsstreitigkeit, wenn eine solche statt- 
findet, einen sehr grossen Umfang erreichen, sehr 
lange dauern und sehr viel kosten. Allein wie ein 
moderner Krieg zwischen zwei grossen europäischen 
Mächten, so kostspielig er ist, ein höheres Stadium der 
Civilisation bedeutet, als die fortwährenden localen 
Kämpfe und Grenzüberschreitungen, welche Zeiten und 
Ländern mit weniger starker und weniger centralisirter 
Eegierungeigenthümlich sind, so erscheint im Ganzen 
ein gelegentlicher grosser Arbeitskampf, der nach 
langer Priedensdauer ausbricht, wünschen^werther 
als fortwährender örtlicher Hader, fortwährende 
Arbeitsstillstände und kleine Zwistigkeiten.« 
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Ungeachtet der erwähnten bedeutenden Port- 
schritte der genossenschaftlichen Organi- 
sationsbewegung besteht zwischen derselben 
und den Bestrebungen zur Bildung und Ver- 
stärkung von Herrschaftsverbänden fast auf 
allen Productionsgebieten — etwa mit Ausnahme 
der Landwirthschaft — ein erbitterter Kampf, dessen 
weitere Entwicklung und schliesslicher Ausgang 
sich kaum vorhersehen lässt. Wenn nämlich auch 
unzweifelhaft das Organisationsstreben des über- 
wiegenden Theiles der Arbeiterschaft in der Richtung 
der Ausdehnung und Verstärkung genossenschaft- 
licher Bildungen sich bewegt, so lässt sich doch 
nicht leugnen, dass ein sehr grosser Theil der 
Arbeitgeber, so sehr dieselben auch zur Förderung 
ihrer eigenen Interessen der Bildung von Unter- 
nehmer genossenschaften der verschiedensten Art 
zuzustimmen bereit sind, dennoch den analogen 
Tendenzen der Arbeiterschaft durchaus abgeneigt 
ist und dass auch die Staatsverwaltungen dieser 
Organisationsbewegung nicht immer günstig gegen- 
überstehen. Uebrigens lässt es sich ja wirklich 
nicht in Abrede stellen, dass als der zunächst er- 
reichbare Erfolg der beiderseitigen genossenschaft- 
lichen Organisationsbewegung — wenn man nicht 
auf den Standpunkt der socialistischen Parteien sich 
stellen und das Aufhören der Form der Privat- 
unternehmung als Zielpunkt ins Auge fassen 
will — sich bisher nur dasjenige darstellt, was in 
der früher angeführten Stelle aus dem englischen 
Oommissionsberichte hervorgehoben ist, nämlich 
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die Verminderung der Zahl bei gleichzeitiger Zu- 
nahme der Ausdehnung und der Intensität der 
Lohnkämpfe. Gewiss liegt darin ein Portschritt, 
aber namentlich für jene Productionszweige, welche 
ohne dringende Gefährdung der Interessen der 
Gesammtheit einen längeren Stillstand nicht ertragen, 
liegt in diesem Fortschritte zugleich eine sehr ernste 
Gefahr. In der That können wir beobachten, dass 
gerade in einigen der letztgedachten Productions- 
zweige das Bestreben nach Herstellung kräftiger 
dauerhafter Herrschaftsverbände ein sehr leb- 
haftes ist. 

Blicken wir auf die Eisenbahnen. Sicherlich 
wird Niemand bezweifeln, dass der ungestörte 
Betrieb derselben nicht blos eine die Eisenbahn- 
verwaltungen und ihr Personal berührende', sondern 
zugleich und in erster Linie eine Frage von der 
allergrössten Wichtigkeit für die staatliche Ge- 
sammtheit ist. Und wenn wir nunmehr das Dienst- 
verhältniss des Eisenbahnpersonals im Deutschen 
Reiche oder in Oesterreich ins Auge fassen, so 
gewahren wir sofort, dass dasselbe, und zwar nicht 
blos in der staatlichen Eisenbahnverwaltung, sondern 
auch bei Privatgesellschaften, * zum grössten Theile 
im Beamtenverhältnisse, also in einem geregelten 
Herrschaftsverbande steht. Um diese Organisation 
anstandslos und in Uebereinstimmung mit den Tra- 
ditionen des Staatsbeamtenthums durchführen zu 
können, hat rhan sogar mehrere Beamtenkategorien, 
insbesondere neben den Beamten höherer Kategorie 
auch sogenannte Unterbeamte, hie und da auch 
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mittlere Beamte geschaflFen. Das erklärt sich, wean 
erwogen wird, welche Beamtencia ssen, beispiels- 
weise in der Bekanntmachung des deutschen Eeichs- 
kanzlers vom 5. Juli 1892 (B. G. Bl. S. 723), unter 
den Bisenbahnbetriebsbeamten aufgezählt werden. 
Da finden sich: Nachtwächter, Stationsdiener, 
Bremser, Wagenwärter, Rangirmeister, SchaflFner, 
Packmeister, Zugführer, Bahnwärter und Halte- 
punktwärter, Weichensteller und Haltestellenaufseher, 
Bahnmeister und Locomotivführer. Es gehören fast 
alle Personen hieher, deren Thätigkeit auf die 
Ordnung und Sicherheit des Eisenbahnbetriebes 
irgendwie von Einfluss ist. Man erachtet eben diese 
Art der Organisation des Betriebspersonales als 
eine bessere Garantie für die ungestörte Aufrecht- 
erhaltung des Betriebes. Auf der anderen Seite 
sind die Eisenbahnverwaltungen in der Eegel 
bestrebt, die genossenschaftliche Organisirung 
des Betriebspersonals oder die Theilnahme desselben 
an derartigen Organisationen zu verhindern, so dass 
der Gegensatz zwischen beiden Organisationsformen 
auf diesem Gebiete nicht selten ganz klar zu Tage 
tritt. Ganz ähnliche Verhältnisse wie bei den Eisen- 
bahnen finden sich auf dem Gebiete der staatlichen 
Postverwaltung, wo gleichfalls die Beamtenorgani- 
sation bis auf die fast mechanischen Verrichtungen 
sich erstreckt, ferner bei grossen SchiflFfahrtsunter- 
nehraungen, wo die weitgehende Durchführung 
der Herrschaftsorganisation noch dadurch sehr ge- 
fördert wird, dass das Schiflf während der Fahrt, 
wie auch aus den betreffenden Normen der See- 
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polizeiordnungen hervorgeht, überall als ein Autoritäts- 
verband anerkannt wird. Dass endlieh Unter- 
nehmungen, welche für den grösseren Theil ihres 
Personals eine verhältnissmässig höhere Bildung in 
Anspruch zu nehmen genöthigt sind, wie beispiels- 
weise Banken, Sparcassen und^Versicherungsanstalten, 
die von ihnen beschäftigten Personen als Beamte, 
daher auf der Grundlage eines Herrschaftsverhält- 
nisses organisiren, ist eine allgemein bekannte 
Thatsache. Auf allen diesen Gebieten sind durch 
analoge Anwendung der zunächst für die Staats- 
beamtenschaft entstandenen ßechtssätze kräftige 
Herrschaftsverbände entstanden, welche bisher im 
Kampfe mit der von dem demokratischen Zuge der 
Zeit begünstigten genossenschaftlichen Organisations- 
bewegung sich mehr oder weniger gut bewährt 
haben. Bei dieser Sachlage ist es gewiss von In- 
teresse, der Frage etwas näher zu treten, ob eine 
Ausdehnung dieser modernen, zunächst im Staats- 
beamtenthum bewährten Art der Herrschaftsorgani- 
sation, ausser auf die zuletzt angeführten, auch auf 
weitere Productionszweige möglich erschiene, und 
zu diesem Behufe auch die Ursachen und Voraus- 
setzungen der Festigkeit dieser Art des Herrschafts- 
verbandes in den Kreis der Erörterung zu ziehen. 
Fragt man nach dem Beweggrunde, welcher 
bei so zahlreichen Personen in der Wahl ihres 
Berufes den Ausschlag für den Staatsbeamtenstand 
gibt — eine Erscheinung, der es zuzuschreiben 
ist, dass trotz der in neuerer Zeit eingetretenen 
und noch immer nicht zum Abschlüsse gelangten 
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Vermehrung der Staatsbeamten es fast niemals an 
zahlreichen Candidaten fehlt — so kommt in aller- 
erster Reihe die verhältnissmässige Sicherheit der 
Stellung und des damit verbundenen, über die Zeit 
der Arbeitsfähigifeit hinaus sich erstreckenden und 
zum Theile sogar aut die Hinterbliebenen über- 
gehenden Einkommens in Betracht, welcher zu 
Liebe zahlreiche Personen gern auf die allfalligen 
günstigen Chancen des wirthschaftlichen Wett- 
bewerbes, sowie auf einen Theil ihrer Unabhängig- 
keit verzichten. Wie ich schon in »Erwerb und 
Beruf« (S. 14) hervorgehoben habe, ist es, wenn 
auch zum juristischen Begriffe des Staatsbeamten- 
verhältnisses nicht unbedingt erforderlich, doch eine 
Thatsache der Erfahrung, dass der Eintritt in den 
Staatsdienst für längere Zeit, ja in der Begel für 
die ganze Dauer der Arbeitsfähigkeit des Ein- 
tretenden erfolgt. Auf den jungen Beamten macht 
der definitive Eintritt in den Staatsdienst auch viel 
weniger den Eindruck eines, wenn auch sehr 
wichtigen Vertragsabschlusses, als vielmehr den der 
entscheidenden Berufswahl, der Bestimmung über 
seine künftige Thätigkeit und seinen Pflichtenkreis 
während des grössten Theiles seiner Lebensdaner. 
Diese Sachlage ist zunächst dadurch bedingt, dass 
zwar (dem Staatsbeamten das Recht zusteht, sein 
Dienstverhältniss jederzeit aufzulösen und den Staats- 
dienst zu verlassen, dass jedoch der Staat in der 
Regel, sofern nämlich die Anstellung nicht unter 
dem ausdrücklichen Vorbehalte des Widerrufs oder 
der Kündigung erfolgt ist, hiezu nicht berechtigt 
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ist. Diese Ungleichheit begründet Laband in seinem 
Staatsrecht des deutschen Reiches in nachstehender 
Weise: »Das Beamten verhältniss erfordert von dem 
Beamten nicht bestimmt begrenzte Leistungen, 
sondern die Hingabe seiner ganzen Persönlichkeit 
an den Staat zur Förderung des Staatswohles, 
Treue, Opferwilligkeit, Berufsfreudigkeit, es kann 
daher Niemand gezwungen in einem solchen Dienste 
gehalten werden. Aber das Recht des Beamten, 
das Dienstverhältniss jederzeit aufzulösen, wird auch 
noch dadurch begründet, dass es das Correlat zu 
der Disciplinargewalt des Staates ist. Staat und 
Beamter stehen einander nicht wie gleichberechtigte 
Parteien, sondern wie Herr und Diener gegenüber, 
der Staat hat sein Hoheitsrecht, seine Disciplinar- 
gewalt, um den Diener zu zwingen, der Beamte 
hat den Schutz seiner Freiheit und Persönlichkeit 
in dem Recht, den Dienst zu kündigen und sich 
dem dadurch begründeten Zwange zu entziehen. 
Ohne dieses Recht wäre der Staatsdienst Sklaverei.« 
Und an anderer Stelle: »Juristisch ist die Fol- 
gerung nicht begründet, dass, weil der Beamte 
jederzeit aus dem Dienste zu scheiden berechtigt 
ist, auch der Staat befugt sein müsse, ihn jederzeit 
zu entlassen, denn durch den Anstellungsvertrag 
entstehen durchaus ungleiche Rechte und Pflichten 
für Staat und Beamten. Der Staat hat im Wesent- 
lichen keine andere Leistung als Zahlung des Ge- 
haltes zu gewähren, der Beamte setzt seine Persön- 
Uchkeit und in der Mehrzahl der Fälle seine ganze 
Lebensthätigkeit ein; das Interesse des Staates ist 
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überdies gewahrt dareh das Becbt einseitig das 
Dienst ferhältniss im Wege des DisciplinarTerfahrens 
aufzubeben. • 

Bei Beurtbeiinngdes Staatsbeamtenverbältnisses, 
welcbes anderen BeamtenVerbältnissen zum Vorbild 
gedient bat. muss eben daran festgehalten werden, 
dass es zwar ein Herrschafts verband, ein Verbältniss 
der Ueber- beziehungsweise Unterordnung, aber mit 
genau bestimmten gegenseitigen Rechten und Eichten 
ist. Dadurch unterscheidet es sich von zabhreichen 
älteren, namentlich von den sogenannten patriarchali- 
schen Herrschaftsverbältnissen, bei denen die norma- 
tive Festsetzung der beiderseitigen Eechte und 
Pflichten erhebliche Lücken aufweist, welche dann 
durch die dem patriarchalischen Ideal nicht immer 
entsprechende Willisür des Gewaltinhabers ergänzt 
wurden. Umgekehrt gewahren wir in der Entwick- 
lung des Beamtenverhältnisses das unausgesetzte 
Streben der Gewalt unterworfenen nach Vermehrung 
der rechtlichen Garantien in Betreff der Sicherheit 
ihrer Stellung, namentlich nach Ausgestaltung der 
Normen der sogenannten Dienstpragmatik, d. h. der 
das gegenseitige ßechtsverhältniss regelnden Vor- 
schrift, und nach einem die Vertheidigftng in aus- 
reichendem Masse sichernden Disciplinarverfahren. 
Diese Sicherheit der Stellung ist für die Bildung 
eines eigentlichen Beamtenstandes mit allen ihm 
anhaftenden Licht- und Schattenseiten eine derart 
unentbehrliche Voraussetzung, dass ohne dieselbe 
die dauernde Herstellung eines solchen Herrschafts- 
verbandes nicht gelingen kann, wie die Erfahrung 
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zahlreicher Staaten, so nameDtlich der nordameri- 
kanischen Freistaaten deutlich darthut. 

Soll nun überhaupt die Bede davon sein, ob 
ein dem Beamten Verhältnisse, selbstverständlich mit 
den durch die Sachlage gebotenen Modificationen, 
analoger Herrschaftsverband auf andere Gebiete und 
namentlich auf Arbeiterverhältnisseübertragen werden 
könne, so muss, wenn irgend ein dauernder Erfolg 
erhofft werden soll, vor allem Anderen in der an- 
gedeuteten Bichtung eine Grundlage geschaffen 
werden. Es müsste also das bisher unbeschränkte 
Becht des Arbeitgebers, seine Arbeiter zu entlassen, 
beschränkt, und in Verbindung damit das Becht 
zur Verhängung von Strafen von einem vorher- 
gehenden Verfahren abhängig gemacht werden. 
Dass hier der Kernpunkt der Frage gelegen ist, 
hat bereits Bornhak in seinem Essay »Das gewerb- 
liche Arbeitsverhältnisse (Annalen des Deutschen 
Beiches, 1890, S. 656 ff.) ausgesprochen. Er be- 
gehrt, dass zunächst der Staat als Unternehmer alle 
jene Arbeiter, deren Dienste er nicht blos vorüber- 
gehend, wie zum Bau eines Hauses »oder zur Aus- 
besserung eines Kanals, sondern fortdauernd, bei 
seinen Bergwerken, bei seinen Eisenbahnen gebraucht, 
allmählig — beginnend mit Werkmeistern und 
Betriebsleitern, deren Stellen bei Vacanzen aus der 
Zahl langjähriger Arbeiter des Betriebes zu besetzen 
wären — als Beamte annimmt und denselben hie- 
bei auch die rechtliche Stellung der übrigen Be- 
amten einräumt, so dass schliesslich die Beamten- 
eigenschaft nur den jugendlichen Arbeitern, die 

4 
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sich gleichsam im Vorbereitungsdienste befinden, 
fehlen würde. Bezüglich der Stellung der Arbeiter 
in Privatunternehmungen aber bemerkt Bornhak, 
nachdem er vorerst andere Beformpunkte erörtert 
und insbesondere als eine Consequenz des von ihm 
vertretenen Standpunktes die Berechtigung zur Er- 
lassung der Arbeitsordnung nach vorheriger Zu- 
stimmung des Unternehmers und der allgemein zu 
organisirenden Arbeiter Vertretung für die staatlichen 
Behörden in Anspruch genommen hat, nachstehen- 
des: »Alle diese Massregeln wären jedoch wirkungs- 
los für die Sicherung der Unabhängigkeit der Ar- 
beiter gegenüber dem Unternehmer, wenn dem 
letzteren das einschneidendste Mittel zur Geltend- 
machung seiner Herrschaft, das willkürliche Ent- 
lassungsrecht mit kurzer Kündigungsfrist bliebe. 
Eine Beschränkung der Arbeitgeber in dieser Be- 
ziehung ist gar nicht so unerhört. Denn es ist alles 
schon dagewesen, und zwar vor nicht allzu langer 
Zeit. Bis zum Jahre 1860 hatte in Preussen kein 
privater Bergbauunternehmer das Recht, seine Ar- 
beiter selbst anzustellen und zu entlassen, sondern 
dies geschah für ihn durch die staatliche Berg- 
behörde. Wenn man auch für die Bergbaubetriebe, 
bei denen das Interesse des Staates am stärksten 
betheiligt ist, an diesen früheren Zustand wieder 
anknüpfen könnte, so ist das doch keineswegs für 
alle Betriebe erforderlich. Die Annahme der Ar- 
beiter kann den Unternehmern ohne Beschränkung 
verbleiben. Anders ist es dagegen mit dem Ent- 
lassungsrechte. — Es sind zwei Gründe für die 
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Entlassung von Arbeitern denkbar. Entweder die 
wirthschaftliehen Conjuncturen nöthigen zu einer 
Einschränkung des Betriebes oder der Unternehmer 
will den Arbeiter aus persönlichen Gründen ent- 
lassen. Im ersteren Falle muss die Thatsache der 
Betriebseinschränkung der staatlichen Aufsichtsbe- 
hörde glaubhaft gemacht, und die Entlassung, welche 
nur die dem Dienstalter in der Fabrik nach jüng- 
sten Arbeiter treffen darf, von ihr genehmigt 
werden. Im letzteren Falle darf die Entlassung nur 
erfolgen, wenn ein schweres dienstliches oder ausser- 
dienstliches Verschulden des Arbeiters oder Arbeits- 
unfähigkeit desselben vorliegt, und diese Thatsachen 
vom DiscipUnargerichte constatirt sind. Dem Arbeiter 
muss dagegen die Kündigung jederzeit freistehen.« 
Selbstverständlich setzt Bornhak bei seinen Vor- 
schlägen den Bestand der allgemeinen Kranken-, 
Alters- und Invaliditätsversicherung voraus. 

Die Forderungen Bornhak's sind, wie bei 
seinem alle Herrschaft allein für den Staat in An- 
spruch nehmenden Standpunkte erklärlich ist, sehr 
weitgehend. Dennoch muss die Befürchtung aus- 
gesprochen werden, dass selbst, wenn alle diese 
Forderungen erfüllt würden, der praktische Erfolg 
den gehegten Erwartungen nicht vollständig ent- 
sprechen würde. Freilich, soweit staatliche Betriebe 
in Betracht kommen, ist der vorgeschlagene Weg, 
abgesehen von gewissen, wenn auch nicht zu unter- 
schätzenden finanziellen Schwierigkeiten sicherlich 
durchführbar und auch Erfolg versprechend, wie die 
früher angeführten Beispiele zeigen. Solche Organi- 

4* 
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sationen wurden übrigens auch schon bei anderen 
Staatsbetrieben erfolgreich durchgeführt, so z. B. 
vor einem Jahrzehnt bei der österreichischen Hof- 
und Staatsdruckerei, wo die betreflFenden Einrich- 
tungen sich gleichfalls gut bewährt haben. Auf 
dem Gebiete der Privatunternehmungen dürften 
dagegen die Vorschläge Bornhak's meines Erachtens 
sich kaum als allgemein durchführbar erweisen. 
Einmal deshalb, weil durch dieselben dem Staate 
und seinen Organen eine ungeheuere, ohne die ge- 
naueste Kenntniss jedes einzelnen in Frage kom- 
menden Betriebes und seiner besonderen Verhält- 
nisse und ohne taktvollste Individualisirung gar 
nicht zu lösende Aufgabe aufgebürdet wird, und 
der gegenwärtige Gang der wirthschaftlichen Ent- 
wicklung, durch welchen die Wirkungssphäre des 
Staates ohnehin mit Nothwendigkeit stets erweitert 
wird, es dringend geboten erscheinen lässt, in dieser 
Beziehung nicht unerfüllbares anzustreben und auf 
diese Weise einen gefährlichen Eückschlag vorzu- 
bereiten. Dann aber würde auch die vollständige 
Durchführung der Bornhak'schen Vorschläge die 
Nothwendigkeit der Entlassung von Arbeitern wegen 
Aenderung der wirthschaftlichen Oonjunctur, also 
namentlich wegen Einschränkung oder Auflassung 
des Betriebes nicht beseitigen, und es liegt auf der 
Hand, dass bei der Portdauer dieser Nothwendig- 
keit, selbst wenn dieselbe, was wegen der ver- 
schiedenen Brauchbarkeit der Arbeiter aber wohl 
kaum durchführbar wäre, nur die verhältnissmässig 
jüngeren unter .ihnen bedrohen würde, jene Sicher- 
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heit der Stellung, welche das allererste Erforderniss für 
die erfolgreiche Begründung eines bearatenähnlichen 
Herrschaftsverbandes bildet, für die Mehrzahl der 
Arbeiter nicht erreicht wäre. In dieser Hinsicht 
wird es bei näherer Erwägung klar, dass mit Eüek- 
sicht auf die' bestehenden Verhältnisse ein dauern- 
der Erfolg von allgemeinen Vorschriften über- 
haupt nicht zu erhoffen wäre. Zur Durchführung 
solcher Organisationen eignen sich eben nur ent- 
weder solche grosse Privatunternehraungen, die 
durch den Gegenstand ihres Betriebes und durch die 
Gleichmässigkeit ihrer Beschäftigung ausreichende 
Sicherheit für ihren dauernden und wesentlich un- 
veränderten Bestand gewähren, wie beispielsweise 
die früher angeführten Privateisenbahnen und die 
Bergwerke, oder es müssten sich zu diesem Behufe 
die einzelnen Unternehmungen genossenschaftlich 
vereinigen, um auf diese Weise eine ausreichend 
sichere Grundlage für eine derartige Herrschafts- 
organisation herzustellen. Die Betretung dieses 
letzteren Weges wäre unter unseren gegenwärtigen 
wirthschaftlichen Verhältnissen dadurch erleichtert, 
dass die genossenschaftliche Organisation der Privat- 
unternehmer vielfach schon sehr weit fortgeschritten 
ist und noch immer weiter sich entwickelt, wobei 
auf Sicherung des Absatzes und gleichmässige Ver- 
theilung der Production na,ch Zeit und Ort grosses 
Gewicht gelegt wird, so dass ein solcher genossen- 
schaftlicher Unternehmerverband die berufsmässige 
Organisation seiner Arbeiterschaft mit weit grösserer 
Aussicht auf einen dauernden Erfolg unternehnien 
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könnte, als dies einem einzelnen, den Wechselfällen 
der wirthsehaftlichen Conjunetur in weit höherem 
Grade unterworfenen Betriebe möglich wäre. Bei 
solchem Vorgehen wäre es auch möglich, für jeden 
einzelnen Fall einer derartigen Organisirung die 
derselben entsprechende besondere Einrichtungen 
zu treflFen, was mit Bücksicht auf die obwaltenden 
weitgehenden Verschiedenheiten der wirthsehaftlichen 
und socialen Verhältnisse für das Gelingen solcher 
Organisirungen selbstverständlich von entscheidender 
Bedeutung ist. 

Welche weiteren Einrichtungen für einen der- 
artigen, dem Beamtenverhältnisse nachgebildeten 
Herrschaftsverband am geeignetsten sich darstellen 
würden, darüber wird eine allgemeine Norm sich 
wohl kaum aufstellen lassen; die Entscheidung in 
dieser Hinsicht wird dem einzelnen Fall überlassen 
bleiben müssen. Doch dürfte wohl mit Grund be- 
hauptet werden können, dasseinsolcher Herrschaf ts- 
ver band umso eher den schwierigen Kampf mit 
der auch in Arbeiterkreisen allgemein verbreiteten 
Tendenz zu genossenschaftlicher Organisa- 
tion zu bestehen geeignet seia wird, je mehr seine 
innere Structur sich dem eigentlichen berufsmässigen 
Beamtenverhältnisse nähert. Gewiss wird also zu 
den nothwendigsten Einrichtungen eines solchen 
Herrschaftsverbandes eine ausreichende Vorsorge 
für Krankheit und Invalidität, sowie für die Hinter- 
bliebenen der gewaltunterworfenen Mitglieder ge- 
hören. Die Dienstbezüge werden nicht allein nach 
der Arbeitsleistung, also nach der Geschicklichkeit 



— B5 — 

und dem Pleisse des betrefifeaden Arbeiters zu be- 
messen, sondern auch dem Dienstalter ein mass- 
gebender Einfluss auf die Höhe derselben einzu- 
räumen sein. Ueberhaupt müssten, wie bei der 
Beamtenschaft, bestimmte Bang- und Bezugsclassen, 
feststehende Verhältnisse der Ueber- und Unter- 
ordnung und geordnete Beförderungsverhältnisse ge- 
schaflFen werden; auch könnte die Statuirung gewisser 
den Verhältnissen angepasster Ehrenrechte, sowie 
die Verleihung von Auszeichnungen, etwa unter 
gleichzeitiger Gewährung einer Zulage, ins Auge 
gefassf werden. Die Bezüge selbst müssten zur 
standesgemässen Existenz ausreichen und in der-^ 
selben BezugscIasse unveränderlich sein, so dass 
das Princip des Stücklohns, ausser etwa bei gleich- 
zeitiger Festsetzung garantirter Minimalbezüge, 
kaum zur Anwendung kommen könnte. Eine Be- 
theiligung am Beingewinne des betreffenden Unter- 
nehmens wäre dagegen mit einer solchen Organisa- 
tion ganz wohl vereinbar, ja sie würde auf die 
Arbeiter eigentlich erst dann ihren vollen Einfluss 
üben, wenn die Stellung dieser letzteren eine ge- 
sicherte, nur durch eigenes disciplinäres Verschulden 
zu erschütternde geworden ist. 

Von der allerhervorragendsten Wichtigkeit aber 
wird unter allen Umständen, wie bereits früher be- 
merkt, die Frage nach der Sicherheit der Stellung 
bleiben, und gerade deshalb dürften derartige Ver- 
suche, soweit Privatunternehmungen in Betracht 
kommen, am leichtesten von genossenschaftlichen 
Vereinigungen der Unternehmer ins Werk gesetzt 
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werden können. Genaue Kenntniss über den Um- 
fang des Gesammtbedarfes nach ihren Producten. 
und ihre Bestrebungen nach gleichmässiger Ver- 
theilung der zur Deckung dieses Bedarfes bestimm- 
ten Production würden es namentlich den zahl- 
reichen bereits bestehenden und noch immer neu 
sich bildenden Kartellvereinigungen ermöglichen, 
auch der Arbeiterfrage auf diesem Wege näher- 
zutreten, weil sie ohne viele Mühe eine ausreichende 
Uebersicht ■■ in Betreff der für den Umfang ihrer 
Production ständig benöthigten Arbeitskräfte und 
über die erforderliche Qualification derselben ge-. 
winnen und auf dieser Grundlage zur berufs- 
mässigen Organisirung mindestens eines grossen 
Theiles ihrer Arbeiter mit genügender Sicherheit 
schreiten könnten. Für diese im organisirten Herr- 
schaftsverbande stehenden, in ihrer Zahl und Eignung 
dem ständigen Gesammtbedarfe entsprechenden Ar- 
beiter bedürfte es dann selbstverständlich auch 
keiner complicirten und mit grossem Eisico ver- 
bundenen Einrichtungen behufs ihrer Versicherung 
gegen Arbeitslosigkeit; für die seltenen und vor- 
übergehenden Fälle einer solchen, welchen nicht 
sofort durch zeitweilige allgemeine Verkürzuug der 
Arbeitszeit oder durch örtliche Versetzung der be- 
troffenen Arbeiter abgeholfen werden könnte, würde 
die den betreffenden staatlichen Einrichtungen 
analoge Gewährung eines Anspruches auf ein be- 
stimmtes Wartegeld Abhilfe bieten. Nebenbei mag 
noch erwähnt werden, dass Versuche zur theil- 
weisen Eegelung der Arbeiterverhältnisse auf dem 
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angedeuteten Wege wohl mehr als alles Andere 
dazu beitragen könnten, die öffentliche Meinung 
mit dem so vielfach und mit sehr gewichtigen 
Gründen angefochtenen Bestände grosser und 
mächtiger Kartellverbände wenigstens theilweise 
auszusöhnen. 

Wohl lässt sich nicht in Abrede stellen, dass 
Einrichtungen in der angedeuteten Richtung noth- 
wendigerweise mit nicht geringen finanziellen Opfern 
verbunden wären. Andererseits aber muss man bei 
näherer Betrachtung meines Erachtens zu der üeber- 
zeugung gelangen, dass, wenn der unzweifelhaft 
vorhandenen mächtigen Tendenz zur Bildung ge- 
nossenschaftlicher Kampforganisationen sowohl auf 
Seite der Arbeiter als der Arbeitgeber überhaupt 
entgegengewirkt, und nicht auf absehbare Zeiten 
der Lohnkampf mit allen seinen Wechselfällen und 
unabsehbaren Gonsequenzen in Permanenz erklärt 
werden soll, eine Abhilfe nur in der Bildung 
kräftiger, die gegenseitigen Rechte und Pflichten 
genau regelnder Herrschaftsverbände gesucht werden 
kann. 

Diese zuletzt ausgesprochene Ansicht wird 
freilich noch lange nicht auf die Zustimmung 
weiterer Kreise rechnen können. Die einander gegen- 
überstehenden Parteien erwarten ihr Heil vom Kampfe 
und jede von ihnen hofft auf einen entscheidenden 
Sieg, der ihr dauernd die Macht verleiht, die 
Arbeitsbedingungen ihren eigenen Wünschen ent- 
sprechend festzusetzen. Dieser Kampf selbst aber 
ähnelt in seiner Erbitterung und seinen Mitteln 
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häufig genug einem grausamen Kriege. Dabei ist 
das Hauptbestreben beider Parteien darauf gerichtet, 
Einfluss auf die Gesetzgebung zu gewinnen, um 
durch dieselbe das Ziel ihrer Bestrebungen zum 
Bestandtheii der staatlichen Eechtsordnung erheben 
zu lassen. Von Seite der Arbeitgeber wird in dieser 
Hinsicht namentlich immer wieder auf die Noth- 
wendigkeit der Erlassung neuer Strafgesetze gegen 
gewisse, von den genossenschaftlichen Arbeiter- 
verbänden in Anwendung gebrachte Kampfmittel 
hingewiesen. Der seinerzeit im Deutsehen Reichs- 
tag vorgelegte Entwurf eines Gesetzes zum Schutze 
des gewerblichen Arbeitsverhältnisses enthielt den 
Versuch einer derartigen, theoretisch gegen beide 
gegnerischen Parteien sich wendenden neuen Codi- 
fication. Aber auch wenn es gelänge, derartige Straf- 
drohungen mit Gesetzeskraft auszustatten, ja selbst 
den Bruch des Arbeit svertrages ganz allgemein und 
ohne Eücksicht auf die Verletzung anderweitiger 
Rechtsgüter trotz aller dagegen sprechenden Be- 
denken mit öflfentlicher Strafe zu bedrohen, der 
praktische Erfolg solcher Normen müsste nach der 
Natur der Sache stets ein sehr fraglicher bleiben 
und mit Recht hat schon Bornhak in seinem früher 
citirten Essay (S. 657) bemerkt: »Der Staat kann 
niemals hunderttausend Mann ins Gefangniss schicken 
und würde durch eine Strafandrohung, die er nicht 
zu verwirklichen vermag, nur seine eigene Ohn- 
macht bekennen.« 

Meines Erachtens geht man irre, wenn man 
die Wirkung von Straf drohun gen, wie sie im 
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Eahmen unseres heutigen Strafensystems erlassen 
werden können, auf die Vorgänge in dem von den 
genossenschaftlichen Organisationen der Arbeitgeber 
und Arbeiter geführten Lohnkampfe sehr hoch ver- 
anschlagt. Unser he utiges S trafensyste m ist von 
vorneherein auf Massenausschreitungen nicht be- 
rechnet; es hat zunächst J Binzftlpftrs onftn im Auge, 
welche das Strafgesetz übertreten. Eine Massen- 
anwendung Hesse sich etwa bei Geldstrafen denken, 
aber abgesehen von allen sonstigen Bedenken sind 
diese gegenüber vermögenslosen Personen — und 
um solche handelt es sich regelmässig in den hier in 
Frage kommenden Fällen — ja überhaupt wirkungs- 
los. Für eine massenhafte Anwendung von Frei- 
heitsstrafen, geschweige denn von schweren Frei- 
heitsstrafen, reichen aber die regelmässigen Vor- 
kehrungen des Staates in dieser Hinsicht nicht aus 
und können es auch gar nicht. Auch darf nicht 
ausser Acht gelassen werden, dass die Androhung 
einer Freiheits-, ja selbst einer schweren Freiheits- 
strafe mit der damit verbundenen Entziehung jedes 
Comforts, mit ihrer einförmigen Kost und Arbeit, 
mit ihrer strengen Disciplin und mit ihren Ehren- 
folgen auf die Angehörigen der verschiedenen Stände 
natürlich ganz verschieden abschreckend wirkt. Ein 
vermöglicher, an jede Bequemlichkeit gewöhnter 
Mann wird darin eine Drohung mit einem un- 
erträgUchen üebel erblicken; auf einen armen Ar- 
beiter wird eine solche Drohung nicht so schwer 
einwirken, zumal wenn er weiss, dass für Weib 
und Kind von der Organisation gesorgt werden 
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wird, und dass seine Genossen in der Thatsache 
seiner Bestrafung aus solchem Anlasse nichts 
weniger als eine Minderimg seiner Ehrenhaftigkeit 
oder socialen Stellung erblicken werden. Endlich 
aber ist in Betracht zu ziehen, dass solche Massen- 
bestrafungen mit der gegenwärtigen Entwicklung 
der wirthschaftlichen Zustände in einem unlösbaren 
Widerspruche stehen würden. Unsere heutige Gross- 
productiön mit ihrer weitgetriebenen Arbeitstheilung 
erfordert ein wohlorganisirtes genaues Zusammen- 
wirken ^ller Kräfte; auch die Staaten bieten Alles 
auf und concentriren alle irgendwie verfügbaren 
Mittel, um im eifrigsten Wettbewerbe und eventuell 
auch im gewaltsamen Kampfe mit anderen Staaten 
ihre Stellung und namentlich ihre Absatzgebiete 
zu behaupten und neue zu erwerben; wie sollte es 
unter solchen Verhältnissen gerathen sein, durch 
Massenbestrafungen die inneren Gegensätze noch 
mehr zu verschärfen, gegenseitige Erbitterung und 
Eachedurst hervorzurufen und auf diese Weise das 
unbedingt nöthige Zusammenwirken jder Kräfte, statt 
zu fördern, unheilbar zu stören. Ein Staat, der so 
handeln würde, schwächt sich ja selbst und fördert 
die Interessen seiner Gegner. 

Bei der SchaflFung neuer Strafnormen muss 
gewiss stets die Erwägung im Auge behalten werden, 
dass die staatliche Gesellschaft, indem sie das Leben 
oder die Arbeitskraft ihrer Mitglieder dem Straf- 
zwecke opfert, hiedurch nothwendigerweise auch 
sich selbst Schaden zufügt. Ihering ist im Eechte, 
wenn er »Der Zweck im Rechte, (2. Auflage, Bd. 1^ 
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S. 375) ausführt: »Die Strafe in der Hand des 
Staates ist ein zweischneidiges Schwert; bei ver- 
kehrtem Gebrauch kehrt sie ihre Spitze gegen ihn 
selbst, schädigt mit dem Verbrecher zugleich ihn 
selber. Mit jedem Verbrecher, den er hinrichtet, 
beraubt er sich eines seiner Mitglieder, mit jedem, 
-den er ins Gefängniss oder Zuchthaus sperrt, legt 
er dessen Arbeitskraft lahm.« Es liegt auf der Hand, 
dass diese Erwägung umso mehr Gewicht erhält, 
je grösser der Kreis derjenigen Personen ist, gegen 
welche die neue Strafnorm sich richtet. Von ähn- 
lichen, aber weiter reichenden und tiefer gehenden 
Erwägungen war John Buskin. ge leitet, da er (The 
queen of the air, |§ 128, 129) seine Ansicht dahin 
aussprach, dass die Strafe das letzte und schlechteste 
Mittel zur Hintanhaltung von Uebeithaten m aen 
änden des Gesetzgebers sei. Die wahren Besserungs- 
mittel seien Beschäftigung und Belohnung, nicht 
aber Strafe. Den ernstlichsten Zweifel aber unter- 
liegt die Erlassung neuer Strafnormen in dem Falle, 
wenn beabsichtigt wird, von Staatswegen eine 
Handlungsweise mit Strafe zu belegen, deren Be- 
* folgung dem zu Bestrafenden von seinem eigenen 
und vom Standpunkte der Gesellschaftsciasse, welcher 
er angehört, als ein moralisches oder gesellschaft- 
liches Gebot erscheint. In solchen Fällen ist ganz 
regelmässig die betreflfende Strafnorm fast wirkungs- 
los und auch die grösste Härte der angedrohten 
Strafen vermag an dieser Wirkungslosigkeit nichts 
Wesentliches zu ändern, wie die Geschichte der 
staatlichen Duellgesetzgebung zur Evidenz darthut. 
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Ein solches Strafgesetz wird für die Betheiligten 
zur Ursache schwerer Pflichtencollisionen, was umso 
mehr Gefahren in sich birgt, je grösser die Zahl 
derjenigen ist, welche in diese Lage versetzt werden. 
Der Staat aber ist genöthigt, schon zur Aufrecht- 
erhaltung seiner Autorität in sehr zahlreichen 
Fällen Strafen zu verhängen, welche von den Be- 
troffenen und ihren noch viel zahlreicheren Ge- 
sinnungsgenossen als ganz ungerecht angesehen 
werden, ein lebhaftes Gefühl der Erbitterung gegen 
den Staat selbst und seine Organe hervorrufen und 
auf diese Weise Anlass zu Zweifeln über seine Un- 
parteilichkeit geben. 

Es liegt nicht im Bereiche der vorliegenden 
Untersuchung, die übrigens schon vielfach be- 
sprochene Frage der Wirksamkeit staatlicher Straf- 
normen hier neuerlich allgemein zu erörtern. Doch 
ist daraufhinzuweisen, dass diese Wirksamkeit nach 
der Natur der Sache stets nur eine begrenzte sein 
wird, und dass sie insbesondere davon abhängt, 
welche Bedeutung der Bedrohte dem angedrohten 
Strafübel beimisst und wie gross für denselben die 
Hoffnung ist, dass es im Falle der Uebertretung 
der betreffenden Norm ihm möglich sein werde, 
der angedrohten Strafe zu entgehen. Objectiv aber 
kommt sehr viel darauf an, ab die angedrohte Strafe 
nach der allgemeinen Ansicht auch dem Verschulden 
angemessen erscheint, und als eine gerechte Sühne 
desselben sich darstellt; denn wenn das nicht der 
Fall ist — unsere Zeit ist für das Leiden empfäng- 
licher und empfindlicher und daher auch in Betreff 
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der Strafen' milder geworden — so verfehlt die 
Strafnorm sicherlich ihren Zweck, weil dann die 
Strafe in der öflFentlichen Meinung den Charakter 
eines Martyriums annimmt und nichts eine Be- 
wegung mehr fördert, als diese letztere üeberzeugung, 
ganz abgesehen davon, dass beim Umsichgreifen 
derselben der Staat von seinen eigenen, zur Durch- 
führung der betreffenden Norm berufenen Organen 
dem praktischen Erfolge nach im Stiche gelassen 
wird. Im Allgemeinen wird man also wohl kaum 
erwarten dürfen, dass staatliche Strafnormen auf 
den Ausgang der Kämpfe zwischen den beider- 
seitigen genossenschaftlichen Organisationen 
einen irgendwie erheblichen Einfluss ausüben oder 
diese Kämpfe auch nur mildern würden; solche 
Normen, sofern sie uicbt offensichtlich nur den 
Zweck verfolgen, die öffentliche Buhe und Sicher- 
heit zu wahren, werden vielmehr in der Regel nur 
zur Vermehrung der gegenseitigen Erbitterung und 
des Hasses beitragen. Uebrigens sind staatliche 
Strafnormen andererseits gewiss auch kein geeignetes 
Mittel zur Aufrechterhaltung oder Festigung herr- 
schaftlicher Verbände. Eine wirthschaftliche 
Organisation und ihre Blüthe beruht auf dem Be- 
wusstsein der Zusammengehörigkeit und des gegen- 
seitigen Pflichtenverbandes. Durch die Furcht vor 
Strafe kann gewiss nicht das Interesse der Mit- 
glieder an den Vortheilen einer lebenskräftigen Or- 
ganisation, am allerwenigsten aber die aus dem 
gegenseitigen lebendigen Pflichtverhältnisse ent- 
springende ethische Gesinnung der Treue und der 
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Zasammengehörigkeit ersetzt werden. Ich kann in 
dieser Hinsieht nur dasjenige wiederholen, was ich 
bereits in meiner Schrift »Eechtsgeschäfte der wirth- 
«chaftlichen Organisation« (S. 132) ausgefnhrt habe: 
»Wir können aach im heutigen Bechtsieben die 
Beobachtung machen, dass lebenskräftige, auf einem 
Verhältnisse der Dienstgewait und der Unterordnung 
unter dieselbe beruhende Organi sationen keiner An- 
drohung öflfentlicher Strafe bedürfen, um die Er- 
füllung der entsprechenden Pflichten auf Seite der 
untergeordneten Mitglieder der Organisation zu 
sichern. Zu diesem Zwecke ist die üebung einer 
geregelten Disciplinargewalt vollkommen aus- 
reichend. Wir sehen das nicht blos in den Berufen 
der öfientlichen Beamten, der Officiere, der Priester, 
der öflfentlichen Lehrer, sondern auch die neueren 
beruflichen Organisationen, wie Privatbeamte und 
beruflich organisirte Arbeiterschaften grosser Einzel- 
unternehmungen zeigen dieselbe Erscheinung. Und 
das ist auch ganz begreiflich, denn wenn das unter- 
geordnete Glied einer Organisation, dessen Beruf 
seine ganze Thätigkeit, und zwar voraussichtlieh 
während der ganzen Periode seiner Arbeitsfähigkeit 
in Anspruch nehmen soll, der Erfüllung der ihm 
gegenüber seitens des Dienstherrn übernommenen 
Pflichten, also namentlich gesicherter, ja vielleicht 
verbesserungsfähiger Stellung und des Lebensunter- 
haltes für sich, und zwar auch bei eintretender 
Arbeitsunfähigkeit, sowie für seine Hinterbliebenen 
gewiss ist und nicht fortwährend für die Zukunft 
besorgt sein muss, dann gewinnt seine Stellung 
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auch für ihn hohen Werth, das Bewusstsein der 
Noth wendigkeit genauer Pflichterfüllung entsteht, 
es bilden sieh das Gefühl der Zusammengehörigkeit 
und die Gesinnung der Treue, und die Organisation 
verrichtet, in stetigem Zusammenwirken ihrer Mit- 
glieder und in ihrem Inneren ungestört von dem 
sie umtobenden Kampf der Interessen und den Be- 
gleiterscheinungen dieses Kampfes, ihre Aufgabe, 
ohne dass es d6r Androhung einer öffentlichen 
Strafe auf den Bruch des Organisationsvertrages 
bedarf. Ja, das sich fühlbar machende Bedürfniss 
einer solchen allgemeinen Strafandrohung kann mit 
Grund bereits als ein Zeichen eines Schwächer- 
werdens des Bandes der Organisation angesehen 
werden.« 

Lässt sich nach dem Gesagten, wie bereits 
früher bemerkt wurde, also nicht annehmen, dass 
das Einschreiten der staatlichen Strafgewalt die 
Entwicklung und das Ergebniss der Kämpfe zwischen 
den genossenschaftlichen Organisationen der Arbeit- 
geber einerseits und der Arbeiter andererseits er- 
heblich beeinflussen werde, so ist nicht wohl ab- 
zusehen, auf welche Weise, beim Fortbestande der 
gegenwärtigen Form der Privatunternehmung, an 
die Stelle dieser Kämpfe eine gütliche Ausgleichung 
der Gegensätze treten könnte. Zwar erwartet man 
in dieser Hinsicht sehr viel von der Thätigkeit der 
Schiedsgerichte und Einigungsämter, über deren 
richtigste Einrichtung eine auch nur annähernde 
Uebereinstimmung der Meinungen freiUch noch 

durchaus nicht besteht. Aber selbst wenn diese 

5 
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letztere Voraussetzung bereits erfüllt wäre, so könnte 
ja auf diesem Wege doch nur ^inp. far^.n Itativft, 
nic ht aber eine obligatorische Gerichtsbarkeit 
zur Entscheidung der Lohnkämpfe geschaflfen werden, 
neben welcher als äusserstes Mittel Strike und Aus- 
sperrung mit ihren Folgeerscheinungen immer noch 
ihre entscheidende Bolle spielen würden. Die Schaf- 
fung einer oWigatorischen Gerichtsbarkeit in 
der bezeichneten Eichtung aber wäre im prak- 
tischen Erfolge fast gleichbedeutend mit der impera- 
tiven Festsetzung der Arbeitslöhne durch Organe 
der staatlichen oder der Selbstverwaltung und dazu 
dürfte — ganz abgesehen von allen sonstigen 
gegen einen solchen Vorschlag sprechenden Be- 
denken — wohl kaum eine der im Kampfe stehen- 
den genossenschaftlich organisirten Parteien ihre 
Zustimmung geben. Wenn nun aber auch sicher- 
lich Niemand in Abrede stellen wird, dass Schieds- 
gerichte und Einigungsämter auch als Vermittlungs- 
organe und als Träger einer nur facultativen, von 
der Zustimmung der streitenden Parteien abhängi- 
gen Gerichtsbarkeit bereits nach der bisherigen 
Erfahrung sehr günstige Erfolge erzielt haben und 
dies in Zukunft wohl in noch höherem Masse der 
Fall sein wird, so lässt sich nach der früher dar- 
gestellten Sachlage doch nicht verkennen, dass die 
Entwicklung auf unserem Gebiete vorerst wohl eine 
ähnliche sein wird, wie in Betreff der Schieds- 
gerichte des Völkerrechts, dass dieselben nämlich 
von allen Seiten principiell gebilligt und als ein 
grosser Fortschritt gepriesen, denselben auch Streit-^ 
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fälle von geringerer Bedeutung zur Entscheidung 
vorgelegt werden, dass jedoch die Entscheidung 
der grossen und gewichtigen Zwiste nach wie vor 
in erster Linie den Wechselfallen des Kampfes 
überlassen bleibt. Natürlich sind es aber gerade 
diese letzteren Fälle, welche für die Interessen der 
Gesammtheit von entscheidender Bedeutung sind. 
Auch einer anderen Form beabsichtigter 
dauernder Vereinigung von bereits bestehenden ge- 
nossenschaftlichen Organisationen, den sogenannten 
Allianzen, nämlich gemeinsamen monopolistischen 
ereinigungen der Unternehmer und Arbeiter, auf 
deren Vorkommen in England, unter gleichzeitigem 
Hinweis auf analoge Vorkommnisse in anderen 
Staaten, Dr. Eobert Liefmann in den Jenaer Jahr- 
büchern für Nationalökonomie und Statistik (HL Folge, 
Bd. 20, 22) in sehr dankenswerther Weise die all- 
gemeine Aufmerksamkeit gelenkt hat, dürfte es kaum 
gelingen, in absehbarer Zeit und in grösserem Um- 
fange eine dauernde Ausgleichung der Gegensätze 
zu bewirken. Der Plan dieser Allianzen gipfelt 
nach den sehr lehrreichen und übersichtlichen Mit- 
theilungen Liefmann's darin, dass der Verein der 
genossenschaftlich organisirten Arbeiter sich ver- 
pflichtet, nur für solche Unternehmer zu arbeiten, 
welche der gemeinsamen Vereinigung angehören, 
wogegen der Verband der genossenschaftlich organi- 
sirten Unternehmer sich verpflichtet, nur Mitglieder 
des Arbeitergewerkvereines zu beschäftigen und den- 
selben gleichzeitig zusichert, dass in dem Masse, 

wie die Unternehmer die Preise ihrer Producte mit 

5* 
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Hilfe ihres Kartellverbandes erhöhen, auch die 
Löhne der Arbeiter steigen sollen. Es ist klar, dass 
die Tendenz solcher Vereinigungen darauf gerichtet 
ist, den Ausgleich der gegensätzlichen Interessen 
der Unternehmer und Arbeiter durch Erhöhung des 
Preises des betreffenden Arbeitsproductes, also auf 
Kosten der Consumenten, zu erzielen. Ganz ab- 
gesehen nun davon, ob ein solcher Ausgleich bei 
den steigenden Ansprüchen der streitenden Parteien 
stets zu erzielen sein wird, ergibt sich aus den 
Umständen, dass ein solches Vorgehen auf Kosten 
des Consumenten überhaupt nur dann durchführbar 
ist, wenn die Allianz die gesammte Production des 
betrefifenden Gutes in einem bestimmten geschlossenen 
Wirthschaftsgebiete umfasst und in der angedeuteten 
Richtung dieses Gebiet mit Hilfe bestehender Schutz- 
zölle oder auf andere Weise monopolistisch be- 
herrscht. Beim Mangel dieser Voraussetzungen 
müssen Aenderungen der Conjunctur und die da- 
durch bedingte Steigerung des Wettbewerbes noth- 
wendiger Weise, wie auch die von Liefmann be- 
richteten neuesten Erfahrungen aus England zeigen, 
zur Schwächung und Auflösung der Allianz führen. 
Andererseits aber könnte beim wirklichen Bestände 
der Voraussetzungen für ein dauerndes, wenn auch 
nur factisches Monopol ein Einschreiten des Staates 
zum Schutze der Consumenten, also eine staatliche 
Einflussnahme auf den Preis des betreffenden Pro- 
ductes und damit, wenigstens indirect, auch auf 
die Arbeitslöhne nicht unterbleiben, wodurch das 
ganze Wesen der Allianz verändert und gerade 
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jene Tendenz, von welcher die Ausgleichung des 
wirthschaftlichen Gegensatzes zwischen Arbeiter 
und Unternehmer erhofft wird, nämlich das Streben 
nach Preiserhöhung auf Kosten des Consumenten, 
unmöglich gemacht würde. 

Ereignet sich nun in unseren Tagen eine 
Arbeitseinstellung in grösserer Ausdehnung in einem 
jener Productionszweige, welche ohne Gefährdung 
der Interessen der Gesammtheit einen längeren 
Stillstand nicht ertragen, wie z. B. im Kohlenberg- 
bau, oder bei einem Gaswerke, so darf man mit 
Bestimmtheit erwarten, dass sich sofort zahlreiche 
Stimmen erheben, welche die Verstaatlichung, Ver* 
länderung oder Communalisirung der betreffen- 
den Unternehmungen oder gar des betreffenden 
ganzen Productionszweigen fordern. Offenbar er- 
warten diese Stimmen von der Durchführung der 
vorgeschlagenen Massregel die Beseitigung der 
hervorgekommenen üebelstände, namentlich also 
die Verhinderung künftiger grosser Arbeiteraus- 
stände. Auf den ersten Blick ist es nun freilich 
nicht klar, auf welche Weise durch das vorge- 
schlagene Mittel der gewünschte Erfolg erreicht 
werden soll, denn an sich betrachtet sind ja öffent- 
liche Corporationen als Unternehmer gegen Arbeits- 
einstellungen ebensowenig geschützt, wie Privat- 
personen oder Privatcorporationen und die bisherige 
Erfahrung bietet nicht einmal zahlreiche Belege 
dafür, dass öffentliche Corporationen als Inhaber 
grosser, nach den allgemeinen privatrechtliehen 
Grundsätzen des Arbeitsvertrages organisirter Unter- 
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nehruungeD sich ihren Arbeitern gegenüber von 
wesentlich anderen Gesichtspunkten leiten lassen, 
als Privatunternehmer, v^^as umso erklärlicher ist, 
als auch sie beim Betriebe solcher Unternehmungen 
die Eücksicht auf ein hohes Erträgniss allen übrigen 
Eücksichten voranzustellen veranlasst sind, und sie 
ausserdem auch auf die neben ihren Betrieben be- 
stehenden Privatunternehmungen Bedacht zu nehmen 
haben. Sieht man aber näher zu, so gewahrt man, 
dass die erwähnten Stimmen das Mittel zur an- 
gestrebten Abhilfe weit weniger in dem Wechsel 
des Subjectes der Unternehmung als solchen er- 
blicken, als vielmehr davon erwarten, dass zugleich 
mit diesem Wechsel eine von der bisherigen vöUig 
verschiedene, dem Eintritte von Arbeiterausständen 
entgegenwirkende Form der Organisation der be- 
treflfenden Betriebe platzgreife, mit einem Worte, 
dass an die Stelle der bisherigen privatrechtlichen 
Vertragsverhältnisse eine Autoritätsorganisation 
analog dem Beamtenverhältnisse trete, von welchem 
die Erfahrung gezeigt hat, dass es bei festem Be- 
stände dem Eindringen genossensjchaftlicher Organi- 
sation der Olassen gegeneinander und der aus dieser 
letzteren Organisationsform mit Nothwendigkeit ent- 
springenden Cla«senkämpfe erfolgreichien Widerstand 
zu leisten vermag. 

In der That stehen Herrschaftsorganisationen, 
deren Grundlagen und Aufbau der modernen 
Beamtenorganisation im Wesentlichen, selbstver- 
ständlich mit den durch die Verschiedenheit der 
Verhältnisse gebotenen Modiflcationen, entsprechen, 
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ihrer innersten Natur nach im Gegensatze zu ge- 
nossenschaftlichen Organisationen und den durch 
dieselben begründeten Pflichten. Es kommt hiebei 
nicht allein der Umstand in Betracht, dass ein in 
einer solchen Herrschaftsorganisation stehender 
Arbeiter, dem seine und der Seinen Existenz durch 
die Zugehörigkeit zu einem solchen Verbände ver- 
bürgt ist, wenig geneigt sein wird, durch üeber- 
nahme und Erfüllung der aus einem genossen- 
schaftlichen Verbände resultirenden Pflichten die 
erreichte Sicherung seiner Existenz aufs Spiel zu 
setzen, und zwar umso weniger, je günstiger seine 
materielle Stellung und die Aussichten auf weitere 
Verbesserung derselben und je grösser die Sicher- 
heit dieser Stellung ist. Weit eher werden diese 
Momente ihn zu umso grösseren Anstrengungen 
im Interesse des betreffenden Unternehmens ver- 
anlassen und das Gefühl der Zusammengehörigkeit 
mit demselben erhöhen. Dann aber erzeugt die Zu- 
gehörigkeit zu einer solchen Organisation — und 
das ist fast noch wichtiger als das materielle Mo- 
ment — mit der Zeit bei den betreffenden Personen 
und auch bei ihren Angehörigen, namentlich wenn 
die aufeinanderfolgenden Generationen regelmässig 
wieder in dieselbe Organisation eintreten, die der 
Natur und dem Zwecke der Organisation ent- 
sprechende Denkweise, wie dies bei den zahlreichen, 
den bestehenden grossen Herrschaftsorganisationen 
angehörigen Familien die tägliche Erfahrung zeigt. 
Diese Erscheinung wird umso gewisser und inten- 
siver eintreten, ja fester im Eechte begründet und 
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je reicher gegliedert die betreffende Organisation 
ist. Unter dem Einflüsse solcher Verhältnisse bildet 
sich jene Denkweise, welche man als beamten- 
hafte Gesinnung zu bezeichnen pflegt, über deren 
Vortheile und Nachtheile sich sehr Vieles, unsere 
Frage übrigens nicht näher Berührendes vorbringen 
Hesse, von welcher jedoch soviel gewiss ist, dass 
sie durch die jeder beamtenähnlichen Organisation 
inhärirenden Verhältnisse der lieber- und Unter- 
ordnung beherrscht wird und unter dem Einflüsse 
dieser Rechtsordnung, sowie in Folge des durch 
dieselbe erzeugten Strebens der einzelnen GHeder, 
in den feststehenden Rangclassen der Organisation 
mit möglichster Beschleunigung emporzusteigen, 
in einen nothwendigen Gegensatz zu jener Ge^ 
sinnung gerathen muss, die dem Wesen der ge- 
nossenschaftlichen Organisation entspricht, 
welch letztere zum mindesten principiell auf die 
rechtliche Gleichheit der Mitglieder basirt ist und 
in welcher die Befugniss zur Leitung stets auf 
einem Willensacte, regelmässig auf einem Wahl- 
acte, der Gesammtheit der Genossenschaftsmitglieder 
beruht. 

Die hervorgehobenen Momente dürften auch 
ohne weitere Detailausflihrungen ausreichen, um 
den aus der Natur der Sache entspringenden Wider- 
streit zwischen Genossenschafts- und Herrschafts- 
organisationen auf unserem Gebiete zu charakte- 
risiren. Zu noch grösserer Schärfe aber gelangt 
dieser Gegensatz dadurch, dass behufs ihrer ge- 
sicherten Erhaltung und Festigung ihres Verbandes 
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beide genannten Arten der Organisation jederzeit 
bestrebt sind, nicht blos die gesammten wirth- 
schaftlichen Interessen der ihnen angehörigen Mit- 
glieder, sondern alle Seiten des Lebens und Denkens 
derselben immer mehr ihrem Einflüsse zu unter- 
werfen, um auf diese Weise, wie es einst bei den 
mittelalterlichen Gilden der Fall war, die gesammte 
Persönlichkeit der Mitglieder dem Organisations- 
zwecke dienstbar zu machen. Es ist nur eine natür- 
liche Folge dieser Sachlage, dass durch die Zu- 
gehörigkeit eines Arbeiters zu einer dieser beiden 
Arten von Organisationen die gleichzeitige Zugehörig- 
keit desselben zu der anderen Art mindesten beschränkt, 
wenn nicht gar gänzlich ausgeschlossen wird. 

Sucht man nun einen Gesammtüberblick über 
den Gegensatz der beiden oft erwähnten Organi- 
sationsformen und die für den Bestand und die 
Weiterbildung derselben massgebenden Momente 
zu gewinnen, so ist vielleicht Anlass, sich der be- 
rühmten Ausführungen Montesquieu's in seinem 
grossen Werke »De l'esprit des lois« über die Grund- 
lagen der drei von ihm unterschiedenen Eegierungs- 
formen zu erinnern. Zwar wird von allen Seiten, 
und sicherlich mit vollem Rechte, anerkannt, dass 
die Unterscheidungen des grossen französischen 
Politikers keinesfalls ausreichen, um das Wesen der 
verschiedenen Staatsformen vollständig zu erschöpfen, 
aber auf unserem Gebiete lässt ein Versuch, diese 
Distinctionen auf den in Rede stehenden Gegensatz 
anzuwenden, manches in einem ganz neuen und, 
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wie mir scheint, den realen Verhältnissen ent- 
sprechenden Lichte erscheinen. 

Montesquieu nimmt bekanntlich als Grundlage 
seiner Untersuchungen drei Eegierungsformen an: 
die republikanische, die monarchische und die des- 
potische. Er unterscheidet bei denselben ihre Natur, 
das ist, was sie constituirt, und ihr Princip, d. h. 
ihre bewegende Kraft. Die Natur der EepubUk be- 
steht für ihn darin, dass das Volk als Ganzes oder 
theil weise die souveräne Macht hat; in der Monarchie 
ist der Fürst die Quelle aller Macht, aber er ist in 
ihrer Ausübung durch feste Gesetze und Institutionen 
gebunden; in der Despotie endlich herrscht die 
subjective Willkür des Staatsoberhauptes oder seines 
Vertreters. Als Principien dieser drei Eegierungs- 
formen aber bezeichnet Montesquieu, und zwar als 
dasjenige der Eepublik die Tugend (vertu), als das- 
jenige der Monarchie die Ehre (honneur), und end- 
lich als dasjenige der Despotie die Furcht (crainte). 

Was nun zunächst die Tugend als Princip der 
Eepublik anbelangt, so hat Montesquieu hier ledig- 
lich politische Tugenden im Auge. Als grund- 
legende Tugenden für den Bestand einer demo- 
kratischen Eepublik erscheinen ihm der Geist der 
Gleichheit und die Genügsamkeit, vor Allem aber 
die Liebe zum Staate, welche jeden Bürger bewegt, 
seine eigenen Interessen jenen der Gesammtheit 
unbedingt unterzuordnen und keinen anderen Ehr- 
geiz kennt als jenen, der Gesammtheit grössere 
Dienste zu leisten als jeder andere Staatsbürger. 
Dabei fügt unser Autor bei, er wolle nicht behaupten, 
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dass man in einer bestimmten Republik so tugend- 
haft sei, wohl aber müsse man es sein, sonst sei 
die ßegierungsform unvollkommen. Auch macht 
er darauf aufmerksam, dass eine Demokratie in 
Verfall gerathe nicht nur, wenn der Geist der 
Gleichheit verloren geht, sondern auch wenn nei- 
dische Gleichmacherei einreisst, welche der selbst- 
gewählten Obrigkeit nicht gehorchen will. 

Es ist klar, dass die Grundsätze, welche Mon- 
tesquieu an dieser Stelle für demokratische ßepu- 
bhken als massgebend erklärt, überhaupt dem Wesen 
der genossenschaftlichen Organisation entsprechen 
und dass in der That die angeführten Momente 
es gind, welche für das Gedeihen genossenschaft- 
licher Organisationen regelmässig als entscheidend 
sich erweisen. Ebenso ergibt sich aber andererseits 
bei näherer Betrachtung, dass dasjenige, was Mon- 
tesquieu über das Princip der Monarchie und der 
Despotie ausführt, in den meisten Beziehungen von 
den Herrschaftsorganisationen überhaupt gilt und 
hier namentlich die Unterscheidung zwischen Mo- 
narchie und Despotie als fruchtbringend sich 
erweist. 

Die Erörterungen unseres Autors über die 
Furcht als Grundlage eines ßegierungssysteras und 
die daraus mit Nothwendigkeit sich ergebenden 
Consequenzen sind für alle Zeiten geschrieben und 
haben für jede Herrschaftsorganisation Anspruch auf 
volle Geltung. Hier ist es, wo er den berühmten 
Satz ausspricht: »Le principe du gouverneraent 
despotique se corrompt jsans cesse parce qu'il est cor- 
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rompu par sa nature.« Und dieser Naturprocess 
vollzieht sich umso schneller, je weiter die Unter- 
gebenen in der Ausbildung ihres Wissens und ihres 
Charakters fortschreiten, und alle Versuche der 
Vermehrung der Furcht durch Androhung neuer 
oder Verschärfung bestehender Strafen erweisen 
sich dieser Entwicklung gegenüber als machtlos. 
Fast möchte man sich dabei der von Montesquieu 
berichteten Bemerkung chinesischer Schriftsteller 
erinnern, dass, je zahlreicher die Strafen wurden, 
desto näher der Umsturz war, weil eben die Strafen 
in dem Maasse sich vermehrten, als die Sitten nicht 
mehr ausreichten. 

Anders verhält es sich bei der Monarchie, 
in welcher nach der BegriflFsbestimmung unseres 
Autors die Ausübung der Herrschergewalt durch 
feste Gesetze und Institutionen beschränkt ist. In 
dieser Eegierungsform kommt nach dem Gedanken- 
gange Montesquieu's jedem Staatsbürger seine durch 
feststehende Rechtsnormen gesicherte Stellung in 
der Stufenreihe der Stände und Berufe zu; es be- 
stehen sehr mannigfaltige Verhältnisse der Gleich-, 
beziehungsweise Ueber- und Unterordnung, und 
als Princip beherrscht und befestigt alle diese ver- 
schiedenen Stellungen und Beziehungen das Be- 
wusstsein der mit der Stellung verbundenen Ehre 
und das Streben nach Mehrung derselben. 

Die Anschauung Montesquieu's über die Be- 
deutung der Ehre in der Monarchie, und im wei- 
teren Sinne in jeder auf fester Rechtsgrundlage be- 
ruhenden Herrschaftsorganisation findet eine sehr 
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interessante Ergänzung in den Ausführungen 
W. H. ßiehl's über die Arbeitsehre in seinem 
bekannten Buche »Die deutsehe Arbeit*. Er sagt 
dort unter anderem (S. 14.): »Es genügt uns nicht, 
dass wir uns in unserer persönlichen Ehre begreifen 
und ehrenhaft handeln, wir wollen auch von Anderen 
in beidem erkannt sein. Die Anerkennung unserer 
Ehre ist nichts anderes, als die Anerkennung des 
Rechtes unserer Persönlichkeit, worauf alles mensch- 
liche Gemeinleben ruht. Wir fordern aber solche 
Anerkennung Dritter nicht blos für unsere Person 
schlechthin, sondern auch für einzelne Handlungen 
und ganz besonders für dasjenige Wirken, welches 
uns den bestimmten Platz in der bürgerlichen Ge- 
sellschaft anweist. In diesem Sinne nun sprechen 
wir von der Ehre des Berufes und der Arbeit. 
Wir wollen unser eigenstes persönliches Wesen in 
unserer Arbeit geehrt sehen, und aus diesem Drang 
nach persönlicher Ehre der Arbeit, der umso 
mächtiger in allen Volkskreisen erwacht, je höher 
die Gesittung steigt, kann man schon schliessen, 
dass die persönUchste Arbeit die menschenwürdigste 
sei. Die verkannte und missachtete Arbeitsehre 
des gemeinen Mannes weckte socialistisehe Wühle- 
reien, die Idee der Ehre der Arbeit selber fällt 
aber wieder zermalmend dem Socialismus auf den 
Kopf, denn sie setzt die persönliche Arbeft vor- 
aus, und diese taugt den Soeialisten ganz und 
gar nicht.« 

Ganz abgesehen von der durch den politischen 
Standpunkt Riehrs bedingten Spitze in den ange- 
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führten Sätzen wird sicherlich zugegeben werden 
müssen, dass durch den Inhalt derselben unsere 
Aufmerksamkeit auf ein sehr wichtiges, bei der 
Betrachtung menschlicher Thätigkeit und ihres 
Erfolges leider oft gänzlich ausser Acht gelassenes 
Moment gelenkt wird. Jedermann, der an den Er- 
scheinungen des Lebens nicht völlig theilnahmslos 
vorübergeht, macht in dieser Richtung die ver- 
schiedensten und beim ersten Anblicke gewiss 
überraschende Erfahrungen. Dass in den festge- 
sehlossenen Berufsorganisationen, z, B. im Staats- 
beamtenstande die Standesehre eine der wichtigsten 
Organisationsgrundlagen bildet, ist eine allbekannte 
Thatsache. Das gilt auch für solche Staatsdiener, 
deren Wirkungskreis sich nur auf mechanische 
Arbeiten beschränkt. Aber auch in anderen Ständen 
findet sich ein sehr ausgeprägtes, auf die Bedeutung 
des betreffenden Standes für die Gesammtheit und 
auf die Grösse der Mühen und Gefahren seiner 
Arbeiten gestütztes Standesbewusstsein. In dieser 
Hinsicht ist beispielsweise der Bauernstolz fast sprich- 
wörtlich geworden. Vielleicht ist es gestattet, zur 
Charakterisirung desselben an den alten, im Wander' 
sehen Sprichwörter-Lexikon citirten, Bauernvers zu 
erinnern. 

»Der Kaiser will haben sein Treu und Pflicht, 

Der Pastor will sein frei und quitt, 

Der Edelmann spricht: Ich bin frei, 

Der Jude treibt seine Wucherei, 

Der Soldat spricht: Ich gebe nichts. 

Da spricht der Bauer: Das muss Gott walten, 

Muss ich diese alle erhalten, 
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So geb* ich mich geduldig drein, 
Und will es also zufrieden sein.« 

Aehnlicbe Anschauungen, wenn auch vielleicht 
nicht so weitgehender Natur als beim Bauernstande, 
hegen auch andere Kreise; namentlich zeigen sich 
in den Verhältnissen der einzelnen Gewerbe zu- 
einander, wie sich dieselben mit der Zunftverfassung 
in den Städten entwickelt haben, vielfach hieher- 
gehörige Erscheinungen. Und dass jene Gesin- 
nungen und Ansichten, welche sich auf Zunftgeist 
und das Gefühl für die Zunftehre zurückführen 
lassen, streng auf die gewerblichen Berufe be- 
schränkt geblieben seien, dass insbesondere die 
gelehrten Berufe stets von solchen beschränkten 
Anschauungen sich freigehalten haben, das wird 
wohl auch kein "Wissender zu behaupten versuchen- 
Ja selbst jener Classe, welche den Grundsatz der 
Gleichheit vor allen anderen hochzuhalten erklärt, 
der socialderaokratischen Arbeiterpartei, ist dieser 
Classenstolz nicht fremd geblieben und bezeichnend 
dafür bleibt der berühmte Satz des Gothaer Pro- 
gramms voip Jahre 1875: »Die Befreiung der 
Arbeit muss das Werk der Arbeiterdasse sein, der 
gegenüber alle anderen Parteien nur eine reactio, 
näre Masse sind.« 

So scheint also Montesquieu mit seiner früher 
angeführten Unterscheidung, wenn auch auf einem 
viel zu engen und durch die Oomplication der 
mannigfachen in Betracht kommenden Verhältnisse 
zur Exemplification nicht wohl geeigneten Anwen- 
dungsgebiete, auf eines jener Momente hingewiesen 
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zu haben, von welchen die menschliche Cultur- 
ent Wicklung vorzugsweise beherrscht wird. Seiner 
Natur als Individuum einerseits und als Glied sehr 
verschiedener höherer Organisationen andererseits 
entsprechend, wird der Mensch seinen Mitmenschen 
gegenüber ebenso von dem Gefühle der Gleichheit 
mit denselben, wie auch von dem entgegengesetzten 
Gefühle der Verschiedenheit von denselben beein- 
flusst. Diese einander widersprechenden Gefühle 
äussern sich allerorten, im grössten wie im kleinsten 
Kreise; ihr Bestand und wechselweises Obsiegen 
macht es erklärlich, dass einmal die Grundsätze 
der Humanität und der Gleichheit aller Menschen 
allgemein anerkannt und gepriesen werden und 
gleich darauf die einzelnen Völker und Eassen sich 
einander überlegen erachten und einander mit dem 
bittersten Hasse verfolgen und anfeinden. 

Diesen beiden Gefühlen entsprechen nun im 
Vf^esentlichen auch die beiden oft erwähnten 
Organisationsformen. Die genossenschaftliche Or- 
ganisationsform beruht auf dem Gedanken des 
Zusammenwirkens gleichberechtigter, die herrschaft- 
liche Organisationsform hingegen auf dem Befehlen, 
beziehungsweise Gehorchen ungleichberechtigter, 
die Ungleichheit ihrer rechtlichen Stellung aner- 
kennender Individuen. Der gesicherte Bestand und 
das Gedeihen dieser beiden Organisationsformen 
aber hängt in erster Reihe ab: bei genossenschaft- 
lichen Organisationen von der freiwilligen, weit- 
gehenden Unterordnung unter den Gesammtzweck 
bei Wahrung der Gleichheit unter den Mitgliedern 
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und Zurückstellung der eigenen speciellen Inter- 
essen, also davon, was man rait Montesquieu ge- 
nossenschaftliche Tugend nennen könnte — 
bei herrschaftlichen Organisationen, da in unseren 
Tagen die dauernde Aufrechterhaltung eines Herr- 
schaftsverhältnisses durch Gewalt kaum mehr mög- 
lich erscheint, von der möglichst genauen recht- 
lichen und socialen Fixirung und wirthschaftlichen 
Sicherung der Stellung der Untergebenen, be- 
ziehungsweise der Vorgesetzten, von gewissenhafter 
Erfüllung der übernommenen Pflichten gegenüber 
dem anderen Theile und dem Organisationszwecke 
und von der Achtung der eigenen sowie der fremden 
beruflichen Stellung und Thätigkeit. In dieser Hin- 
sicht wäre man also wohl berechtigt, nach dem 
Vorbilde Montesquieu's von der Bedeutung der 
Berufsehre in der Herrschaftsorganisation 
zu sprechen. 

Je grössere Verbreitung und Intensivität aber in 
unseren Tagen das Gefühl der Gleichheit unter den 
Menschen gewinnt, je mehr in Folge dessen demo- 
kratische Institutionen in Aufnahme kommen und 
genossenschaftliche Organisationen in der allge- 
meinen Schätzung an Werth gewinnen, desto mehr 
muss, wenn in solcher Zeit Herrschaftsorganisationen 
erhalten oder neu begründet werden sollen, darauf 
Bedacht genommen werden, die Grundlagen solcher 
Organisationen, also namentlich die rechtliche, ge- 
sellschaftliche und wirthschaftliche Stellung, ins- 
besondere der gewaltunterworfenen Organisations- 
mitglieder, zu sichern und zu verbessern. 
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Hiemit ist der Gegenstand der vorstehenden 
Ausfuhrungen erschöpft. Sie haben ihren Zweck 
erreicht, wenn es gelungen ist, die Aufmerksamkeit 
der Leser auf einen Gegensatz zu lenken, der in 
der socialen Entwicklung unserer Zeit von grösster 
Bedeutung ist, dem aber meines Erachtens noch 
nicht die ihm gebührende allgemeine Aufmerksam- 
keit geschenkt wird. 
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